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Erster Teil Wettbewerbsbeschrankungen

Erster Abschnitt Wettbewerbsbeschrankende Vereinbarungen, Beschliisse und abgestimmte
Verhaltensweisen

GWB § 1 Verbot wettbewerbsbeschrénkender Vereinbarungen

Ver ei nbarungen zw schen Unternehnmen, Beschlisse von Unternehnmensvereini gungen und
auf ei nander abgesti mte Verhal tenswei sen, die eine Verhinderung, Einschrankung oder
Ver f &l schung des Wettbewer bs bezwecken oder bewi rken, sind verboten.

GWB § 2 Freigestellte Vereinbarungen

(1) Vom Verbot des 8§ 1 freigestellt sind Vereinbarungen zw schen Unternehnen,
Beschl Usse von Unt er nehnensver ei ni gungen oder auf ei nander abgestimmte
Ver hal t enswei sen, die unter angenessener Beteiligung der Verbraucher an dem
ent st ehenden Gewi nn zur Verbesserung der Wrenerzeugung oder -verteilung oder zur
Forderung des techni schen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, ohne dass den
beteili gten Unternehnen

1. Beschréankungen auferlegt werden, die fir die Verw rklichung dieser Zele
ni cht unerl asslich sind, oder

2. Moglichkeiten eroffnet werden, fir einen wesentlichen Teil der
betreffenden Waren den Wettbewerb auszuschal ten

(2) Bei der Anwendung von Absatz 1 gelten die Verordnungen des Rates oder der
Konmi ssi on der Europdi schen Genei nschaft Uber die Anwendung von Artikel 81 Abs. 3 des
Vertrages zur G undung der Europdai schen Geneinschaft auf bestimmte G uppen von
Ver ei nbarungen, Beschl iisse von Unt er nehnensver ei ni gungen und aufei nander abgestimte
Ver hal t enswei sen (G uppenfreistellungsverordnungen) entsprechend. Dies gilt auch,
soweit die dort genannten Vereinbarungen, Beschllisse und Verhaltensweisen nicht
geei gnet sind, den Handel zwi schen den Mtgliedstaaten der Européi schen Genei nschaft
zu beeintrachti gen.

GWB § 3 Mittelstandskartelle

(1) Vereinbarungen zw schen miteinander im Wettbewerb stehenden Unternehnmen und
Beschl isse von Unternehnensverei ni gungen, die die Rationalisierung wrtschaftlicher
Vor gange durch zwi schenbetriebliche Zusanmenarbeit zum Gegenstand haben, erfillen die
Vor ausset zungen des § 2 Abs. 1, wenn

1. dadurch der Wettbewerb auf dem Markt nicht wesentlich beeintrachtigt wird
und

2. die Vereinbarung oder der Beschluss dazu dient, die Wettbewerbsfahi gkeit
kl ei ner oder nmittlerer Unternehnen zu verbessern.

(2) Unt er nehnen oder Unt er nehnensver ei ni gungen haben, sof ern ni cht die
Vor ausset zungen nach Artikel 81 Abs. 1 des Vertrages zur G undung der Europdaischen
Geneinschaft erfullt sind, auf Antrag einen Anspruch auf eine Entscheidung nach 8§
32c, wenn sie ein erhebliches rechtliches oder wirtschaftliches Interesse an einer
sol chen Entschei dung darl egen. Diese Regelung tritt am 30. Juni 2009 auBer Kraft.

GWB 88§ 4 bis 18
(weggef al | en)

Zweiter Abschnitt Marktbeherrschung, wettbewerbsbeschrankendes Verhalten

GWB § 19 Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung
(1) Die mssbrauchliche Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung durch ein oder
nmehrere Unt ernehmen i st verboten.

(2) Ein Unternehnen ist marktbeherrschend, soweit es als Anbieter oder Nachfrager
einer bestimten Art von Waren oder gewerblichen Leistungen auf dem sachlich und
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raunmt i ch rel evanten Markt
1. ohne Wettbewerber ist oder keinemwesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ist

oder
2. eine imVerhédltnis zu seinen Wttbewerbern Uberragende Marktstellung hat;
hi erbei sind i nshesondere sein Marktanteil, seine Finanzkraft, sein Zugang

zu den Beschaffungs- oder Absatzmirkten, Verflechtungen nit anderen

Unt er nehnen, rechtliche oder tatsachliche Schranken fir den Marktzutritt
anderer Unternehnen, der tatsédchliche oder potentielle Wttbewerb durch

i nnerhal b oder auferhal b des Gel tungsberei chs di eses Gesetzes ansassi ge

Unt er nehmen, di e Fahi gkeit, sein Angebot oder seine Nachfrage auf andere
Waren oder gewerbliche Leistungen uneustellen, sowi e die Mglichkeit der
Mar kt gegensei te, auf andere Unternehnen auszuwei chen, zu bericksi chti gen.

Zwei oder nmehr Unternehnmen sind marktbeherrschend, soweit zw schen ihnen fir eine
bestinmte Art von Waren oder gewerblichen Leistungen ein wesentlicher Wettbewerb
nicht besteht und soweit sie in ihrer CGesantheit die Voraussetzungen des Satzes 1
erfallen. Der raumich relevante Markt im Sinne di eses Gesetzes kann weiter sein als
der Geltungsbereich di eses Ceset zes.

(3) Es wird vermutet, dass ein Unternehnen marktbeherrschend ist, wenn es einen
Marktanteil von mindestens einem Drittel hat. Eine Gesantheit von Unternehnmen gilt
al s mar kt beherrschend, wenn sie

1. aus drei oder weniger Unternehmen besteht, die zusamen ei nen Marktanteil
von 50 vom Hundert erreichen, oder

2. aus funf oder weniger Unternehnen besteht, die zusanmen ei nen Marktanteil
von zwei Dritteln erreichen,

es sei denn, die Unternehmen weisen nach, dass die Wttbewerbsbedi ngungen zw schen
i hnen wesentlichen Wettbewerb erwarten | assen oder die Gesantheit der Unternehnmen im
Verhaltnis zu den Ubrigen Wettbewerbern kei ne Uberragende Marktstellung hat.

(4) Ein Mssbrauch liegt insbesondere vor, wenn ein marktbeherrschendes Unternehnen
als Anbieter oder Nachfrager einer bestimten Art von Waren oder gewerblichen
Lei st ungen

1. die Wettbewerbsniglichkeiten anderer Unternehnen in einer fir den
Wt t bewer b auf dem Markt erheblichen Wi se ohne sachlich gerechtfertigten
Grund beeintréachtigt;

2. Entgelte oder sonstige Geschaftsbedi ngungen fordert, die von denjenigen
abwei chen, die sich bei w rksanem Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit
ergeben wirden; hierbei sind i nsbesondere die Verhaltenswei sen von
Unt er nehnen auf vergl ei chbaren Markten mit wirksamem Wettbewerb zu
ber Gicksi chti gen;

3. unglnstigere Entgelte oder sonstige Geschaftsbedi ngungen fordert, als sie
das nar kt beherrschende Unt ernehnmen sel bst auf vergl ei chbaren Markten von
gl ei charti gen Abnehnern fordert, es sei denn, dass der Unterschied
sachlich gerechtfertigt ist;

4. sich weigert, einem anderen Unternehnen gegen angenessenes Entgelt Zugang
zu den ei genen Netzen oder anderen Infrastruktureinrichtungen zu gewdhren,
wenn es dem anderen Unt ernehmen aus rechtlichen oder tatséchlichen G inden
ohne die Mtbenutzung nicht noglich ist, auf dem vor- oder nachgel agerten
Markt als Wettbewerber des marktbeherrschenden Unternehnmens tatig zu
werden; dies gilt nicht, wenn das narktbeherrschende Unternehnen
nachwei st, dass die M tbenutzung aus betriebsbedi ngten oder sonstigen
G Unden nicht noglich oder nicht zunmutbar ist.

GWB § 20 Diskriminierungsverbot, Verbot unbilliger Behinderung

(1) Marktbeherrschende Unternehnmen, Vereinigungen von mteinander im Wttbewerb
stehenden Unternehnen im Sinne der 88 2, 3 und 28 Abs. 1 und Unternehnmen, die Preise
nach 8§ 28 Abs. 2 oder 8§ 30 Abs. 1 Satz 1 binden, diurfen ein anderes Unternehnmen in
ei nem CGeschéaftsverkehr, der gleichartigen Unternehnen Ublicherweise zugéanglich ist,
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weder wunnittelbar noch nittelbar wunbillig behindern oder gegeniber gleichartigen
Unt ernehnen ohne sachlich gerechtfertigten Gund wunnittelbar oder nmittelbar
unt er schi edl i ch behandel n.

(2) Absatz 1 gilt auch fir Unternehnen und Vereini gungen von Unternehnen, soweit von
i hnen kleine oder nittlere Unternehmen als Anbieter oder Nachfrager einer bestinmnten
Art von Waren oder gewerblichen Leistungen in der Wise abhéangig sind, dass
ausrei chende und zumut bare Miglichkeiten, auf andere Unternehmen auszuwei chen, nicht
bestehen. Es wird vernutet, dass ein Anbieter einer bestimten Art von Waren oder
gewer bl i chen Lei stungen von ei nem Nachfrager abhangig i m Sinne des Satzes 1 ist, wenn
di eser Nachfrager bei ihm zusatzlich zu den verkehrsiblichen Preisnachl dassen oder
sonstigen Leistungsentgelten regelnmaBig besondere Verginstigungen erlangt, die
gl ei chartigen Nachfragern nicht gewahrt werden.

(3) Marktbeherrschende Unternehnmen und Vereinigungen von Unternehnmen im Sinne des
Absatzes 1 durfen ihre Marktstellung nicht dazu ausnutzen, andere Unternehnen im
CGeschaftsverkehr dazu aufzufordern oder zu veranlassen, ihnen ohne sachlich
gerechtfertigten Gund Vorteile zu gewdhren. Satz 1 gilt auch fur Unternehmen und
Ver ei ni gungen von Unternehnen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 imVerhaltnis zu den von
i hnen abhangi gen Unt er nehnen.

(4) Unternehmen mit gegentber kleinen wund mittleren Wettbewerbern Uberlegener
Mar kt macht durfen ihre Marktmacht nicht dazu ausnutzen, solche Wettbewerber
unmittel bar oder mittel bar unbillig zu behindern. Eine unbillige Behinderung i m Si nne
des Satzes 1 liegt insbesondere vor, wenn ein Unternehmen Waren oder gewerbliche
Lei stungen nicht nur gelegentlich unter Einstandspreis anbietet, es sei denn, dies
i st sachlich gerechtfertigt.

(5) FErgibt sich auf Gund bestimter Tatsachen nach allgeneiner Erfahrung der
Anschein, dass ein Unternehnmen seine Marktmacht im Sinne des Absatzes 4 ausgenutzt
hat, so obliegt es diesem Unternehmen, den Anschein zu w derlegen und solche
anspruchsbegr indenden Unstande aus seinem GCeschaftsbereich aufzuklaren, deren
Auf kl arung dem betrof fenen Wettbewerber oder einem Verband nach § 33 Abs. 2 nicht
noglich, demin Anspruch genonmenen Unternehnen aber |eicht nbglich und zunutbar ist.

(6) Wrtschafts- und Berufsverei nigungen sow e Gitezei chengenei nschaften durfen die
Auf nahne eines Unternehnens nicht ablehnen, wenn die Ablehnung eine sachlich nicht
gerechtfertigte ungl ei che Behandl ung darstellen und zZu ei ner unbil I'i gen
Benacht ei | i gung des Unt ernehnmens i m Wettbewerb fihren wirde.

GWB § 21 Boykottverbot, Verbot sonstigen wettbewerbsbeschrankenden Verhaltens

(1) Unternehnen und Vereinigungen von Unternehnen dirfen nicht ein anderes
Unt er nehmen oder Verei ni gungen von Unternehnmen in der Absicht, bestimmte Unternehnen
unbillig zu beeintrachtigen, zu Liefersperren oder Bezugssperren auffordern.

(2) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehnmen diurfen anderen Unternehmen keine
Nacht ei | e androhen oder zufigen und keine Vorteile versprechen oder gewdhren, um sie
zu einem Verhalten zu veranl assen, das nach di esem Gesetz oder nach einer auf Gund
di eses Gesetzes ergangenen Verfigung der Kartell behérde nicht zum Gegenstand einer
vertraglichen Bi ndung genacht werden darf.

(3) Unternehnen und Vereinigungen von Unternehnmen durfen andere Unternehmen nicht
ZW ngen,
1. einer Vereinbarung oder einem Beschluss im Sinne der 88 2, 3 oder 28 Abs.
1 bei zutreten oder
2. sich mt anderen Unternehnmen im Sinne des § 37 zusamenzuschli el3en oder
3. in der Absicht, den Wttbewerb zu beschranken, sich im Markt gleichférmg
zu verhal ten.

(4) Es ist verboten, einem Anderen w rtschaftlichen Nachteil zuzufigen, weil dieser
ein Einschreiten der Kartell behtrde beantragt oder angeregt hat.

Dritter Abschnitt Anwendung des europaischen Wettbewerbsrechts

GWB § 22 Verhdltnis dieses Gesetzes zu den Artikeln 81 und 82 des Vertrages zur Griindung der Européischen
Gemeinschaft

(1) Auf Vereinbarungen zwi schen Unternehmen, Beschl iisse von Unternehnmensverei ni gungen
und aufei nander abgestimte Verhaltensweisen im Sinne des Artikels 81 Abs. 1 des
Vertrages zur G indung der Europdi schen Geneinschaft, die den Handel zw schen den
Mtgliedstaaten der Eur opéi schen  Genei nschaft im Sinne dieser Best i mung
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beei ntréachti gen koénnen, koénnen auch die Vorschriften dieses GCesetzes angewandt
werden. Ist dies der Fall, ist daneben genmdR Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung
(EGQ Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezenber 2002 zur Durchfihrung der in den Artikeln
81 und 82 des Vertrages ni edergel egten Wettbewerbsregeln (ABl. EG 2003 Nr. L 1 S. 1)
auch Artikel 81 des Vertrages zur G idndung der Europdai schen Genei nschaft anzuwenden.

(2) Die Anwendung der Vorschriften dieses Cesetzes darf gemald Artikel 3 Abs. 2 Satz 1
der Verordnung (EG Nr. 1/2003 nicht zum Verbot von Vereinbarungen zw schen
Unt er nehmen, Beschl Ussen von Unternehnensverei ni gungen und aufei nander abgesti nmnten
Ver hal t enswei sen fuhren, welche den Handel zwi schen den Mtgliedstaaten der
Eur opéi schen Geneinschaft zu beeintrachti gen geeignet sind, aber den Wttbewerb im
Sinne des Artikels 81 Abs. 1 des Vertrages zur G Undung der Europai schen Genei nschaft
ni cht beschranken oder die Bedingungen des Artikels 81 Abs. 3 des Vertrages zur
Grindung der Europdi schen Geneinschaft erfillen oder durch eine Verordnung zur
Anwendung des Artikels 81 Abs. 3 des Vertrages zur &undung der Européischen
CGenei nschaft erfasst sind. Die Vorschriften des Zweiten Abschnitts bl ei ben unberihrt.
In anderen Fallen richtet sich der Vorrang von Artikel 81 des Vertrages zur G Undung
der Eur opéi schen  Genei nschaft nach dem insoweit mal3gebl i chen  europdi schen
CGenei nschaft srecht.

(3) Auf Handlungen, die einen nach Artikel 82 des Vertrages zur G indung der
Eur opéi schen Geneinschaft verbotenen M ssbrauch darstellen, kénnen auch die
Vorschriften dieses Cesetzes angewandt werden. |st dies der Fall, ist daneben gemifl
Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung (EG Nr. 1/2003 auch Artikel 82 des Vertrages
zur G undung der Européischen Geneinschaft anzuwenden. Die Anwendung weitergehender
Vorschriften di eses Cesetzes bl ei bt unberihrt.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten unbeschadet des européischen Geneinschaftsrechts
nicht, soweit die Vorschriften Gber die Zusammenschl usskontroll e angewendet werden.
Vorschriften, die dberwi egend ein von den Artikeln 81 und 82 des Vertrages zur
G Uindung der Europai schen Ceneinschaft abwei chendes Ziel verfolgen, bleiben von den
Vorschriften dieses Abschnitts unberihrt.

GWB § 23
(weggefal | en)

Vierter Abschnitt Wettbewerbsregeln

GWB § 24 Begriff, Antrag auf Anerkennung
(1) Wrtschafts- und Berufsvereini gungen kénnen fir ihren Bereich Wettbewerbsregeln
auf stel |l en.

(2) Wettbewerbsregeln sind Bestimungen, die das Verhalten von Unternehnen im
Wettbewerb regeln zu dem 2Zweck, einem den Gundsatzen des lauteren oder der
Wrksankeit eines |eistungsgerechten Wettbewerbs zuw derlaufenden Verhalten i
Wet t bewer b ent gegenzuwi rken und ein diesen G undséatzen entsprechendes Verhalten i
Wet t bewer b anzur egen.

(3) Wrtschafts- und Berufsvereinigungen kdnnen bei der Kartellbehoérde die
Aner kennung von Wett bewer bsregel n beant r agen.

(4) Der Antrag auf Anerkennung von Wettbewerbsregel n hat zu enthalten:

1. Name, Rechtsformund Anschrift der Wrtschafts- oder Berufsvereinigung;

2. Nanme und Anschrift der Person, die sie vertritt;

3. di e Angabe des sachlichen und 6rtlichen Anwendungsberei chs der
Wt t bewer bsr egel n;

4., den Wortlaut der Wettbewerbsregel n.

Dem Antrag sind bei zuf tgen:

1

2

3

m
m

di e Satzung der Wrtschafts- oder Berufsvereinigung;

der Nachwei s, dass die Wettbewerbsregel n satzungsnafRi g aufgestellt sind;
ei ne Aufstellung von aulenst ehenden Wrtschafts- oder Berufsvereinigungen
und Unternehnen der gl eichen Wrtschaftsstufe sowi e der Lieferanten- und
Abnehner ver ei ni gungen und der Bundesorgani sationen der beteiligten
Wrtschaftsstufen des betreffenden Wrtschaftszwei ges.

In dem Antrag dirfen keine unrichtigen oder unvollstandi gen Angaben germacht oder
benutzt werden, um fir den Antragsteller oder einen anderen die Anerkennung einer
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Wt t bewer bsregel zu erschl ei chen.

(5) Anderungen und Erganzungen anerkannter Wettbewerbsregel n sind der Kartell behorde
mtzuteilen.

GWB 8§ 25 Stellungnahme Dritter

Die Kartell behdrde hat nichtbeteiligten Unternehmen der gleichen Wrtschaftsstufe,
Wrtschafts- und Berufsvereinigungen der durch die Wettbewerbsregeln betroffenen
Li ef erant en und Abnehmer SOW e den Bundesor gani sati onen der beteiligten
Wrtschaftsstufen GCelegenheit zur Stellungnahme zu geben. deiches gilt fur
Ver braucherzentral en und andere Verbraucherverbande, die nit offentlichen Mtteln
gef érdert werden, wenn die Interessen der Verbraucher erheblich berthrt sind. De
Kart el | behérde kann eine offentliche ntundliche Verhandl ung Uber den Antrag auf
Aner kennung durchfihren, in der es jedernmann freisteht, Ei nwendungen gegen die
Aner kennung zu er heben.

GWB § 26 Anerkennung

(1) Die Anerkennung erfolgt durch Verfigung der Kartellbehtérde. Sie hat zum Inhalt,
dass die Kartellbehérde von den ihr nach dem Sechsten Abschnitt zustehenden
Bef ugni ssen kei nen Gebrauch machen wird.

(2) Soweit eine Wettbewerbsregel gegen das Verbot des 8 1 verstoft und nicht nach den
88 2 und 3 freigestellt ist oder andere Bestinmungen dieses Gesetzes, des Cesetzes
gegen den unl auteren Wettbewerb oder eine andere Rechtsvorschrift verletzt, hat die
Kartel | behérde den Antrag auf Anerkennung abzul ehnen.

(3) Wrtschafts- und Berufsvereinigungen haben die AuBerkraftsetzung von ihnen
auf gestellter, anerkannter Wettbewerbsregeln der Kartell behdorde nmitzuteilen.

(4) Die Kartellbehdrde hat die Anerkennung zurickzunehnmen oder zu wi derrufen, wenn
sie nachtraglich feststellt, dass die Voraussetzungen fir die Ablehnung der
Aner kennung nach Absatz 2 vorliegen.

GWB § 27 Verdffentlichung von Wettbewerbsregeln, Bekanntmachungen
(1) Anerkannte Wettbewerbsregeln sind im Bundesanzeiger oder im elektronischen
Bundesanzei ger *) zu verdffentlichen.
(2) I'mBundesanzei ger oder im el ektroni schen Bundesanzei ger sind bekannt zu machen
1. die Antrage nach § 24 Abs. 3;
2. di e Anberaunmung von Term nen zur mindlichen Verhandl ung nach § 25 Satz 3;
3. die Anerkennung von Wettbewerbsregeln, ihrer Anderungen und Erganzungen;
4. die Abl ehnung der Anerkennung nach 8§ 26 Abs. 2, die Ricknahnme oder der
W derruf der Anerkennung von Wettbewerbsregel n nach 8§ 26 Abs. 4.

(3) Mt der Bekanntnmachung der Antrage nach Absatz 2 Nr. 1 ist darauf hinzuweisen,
dass die Wettbewerbsregeln, deren Anerkennung beantragt ist, bei der Kartell behotrde
zur offentlichen Einsichtnahne ausgel egt sind.

(4) Soweit die Antrage nach Absatz 2 Nr. 1 zur Anerkennung fihren, genlugt fur die
Bekannt machung der Anerkennung ei ne Bezugnahnme auf di e Bekannt machung der Antré&ge.

(5) Die Kartellbehtrde erteilt zu anerkannten Wettbewerbsregeln, die nicht nach
Absatz 1 veroffentlicht worden sind, auf Anfrage Auskunft Uber die Angaben nach § 24
Abs. 4 Satz 1.

*) Anmtlicher H nweis: ww.ebundesanzei ger. de
Funfter Abschnitt Sonderregeln fir bestimmte Wirtschaftsbereiche

GWB 8 28 Landwirtschaft

(1) 8 1 gilt nicht fdr Vereinbarungen von |andw rtschaftlichen Erzeugerbetrieben
sowi e fiur Vereinbarungen und Beschl isse von Vereinigungen von landw rtschaftlichen
Er zeuger betri eben und Ver ei ni gungen von sol chen Erzeugerver ei ni gungen uber

1. die Erzeugung oder den Absatz | andwi rtschaftlicher Erzeugni sse oder
2. die Benutzung genei nschaftlicher Einrichtungen fir die Lagerung, Be- oder
Ver arbei tung |l andwi rtschaftlicher Erzeugnisse,
sofern sie keine Preisbindung enthalten und den Wettbewerb nicht ausschlielen. Al's
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| andwi rtschaftliche Erzeugerbetriebe gelten auch Pflanzen- und Tierzuchtbetriebe und
di e auf der Stufe dieser Betriebe tatigen Unternehnen.

(2) For vertikale Preisbindungen, die die Sortierung, Kennzeichnung oder Verpackung
von | andwi rtschaftlichen Erzeugni ssen betreffen, gilt 8 1 nicht.

(3) Landwirtschaftliche Erzeugnisse sind die in Anhang | des Vertrages zur G undung
der Europai schen Geneinschaft aufgefihrten Erzeugnisse sowie die durch Be- oder
Ver ar bei tung di eser Erzeugni sse gewonnenen Waren, deren Be- oder Verarbeitung durch
| andwi rtschaftliche Erzeugerbetriebe oder ihre Vereinigungen durchgefihrt zu werden
pfl egt.

GWB 8§ 29
(weggef al | en)

GWB § 30 Preisbindung bei Zeitungen und Zeitschriften

(1) &8 1 gilt nicht fur vertikale Preisbindungen, durch die ein Unternehnen, das
Zeitungen oder Zeitschriften herstellt, die Abnehmer dieser Erzeugnisse rechtlich
oder wirtschaftlich bindet, bei der Witerver&auRerung bestimme Preise zu vereinbaren
oder ihren Abnehnern die gleiche Bindung bis zur WeiterverduBerung an den |etzten
Ver braucher aufzuerl egen. Zu Zeitungen und Zeitschriften z&hlen auch Produkte, die
Zeitungen oder Zeitschriften reproduzi eren oder substituieren und bei Wirdi gung der
CGesant unst d&nde als Uberw egend verlagstypi sch anzusehen sind, sowie konbinierte
Produkte, bei denen eine Zeitung oder eine Zeitschrift im Vordergrund steht.

(2) Vereinbarungen der in Absatz 1 bezeichneten Art sind, soweit sie Preise und
Prei sbestandteil e betreffen, schriftlich abzufassen. Es genigt, wenn die Beteiligten
Urkunden unterzeichnen, die auf eine Preisliste oder auf Preisnitteilungen Bezug
nehnen. § 126 Abs. 2 des Burgerlichen CGesetzbuchs findet keine Anwendung.

(3) Das Bundeskartellant kann von Ants wegen oder auf Antrag eines gebundenen
Abnehmers die Preisbindung far unwi rksam erklaren und die Anwendung einer neuen
gl ei charti gen Preisbindung verbieten, wenn

1. die Preisbindung m ssbrauchlich gehandhabt w rd oder

2. die Preisbindung oder ihre Verbindung nmit anderen
Wet t bewer bsbeschr ankungen geei gnet ist, die gebundenen Waren zu verteuern
oder ein Sinken ihrer Preise zu verhindern oder ihre Erzeugung oder ihren
Absat z zu beschr anken.

GWB § 31
(weggefal | en)

Sechster Abschnitt Befugnisse der Kartellbehdrden, Sanktionen

GWB § 32 Abstellung und nachtragliche Feststellung von Zuwiderhandlungen

(1) Die Kartellbehdérde kann Unternehmen oder Vereinigungen von Unternehnen
verpflichten, eine Zuw derhandl ung gegen eine Vorschrift dieses CGesetzes oder gegen
Artikel 81 oder 82 des Vertrages zur G undung der Europdischen Geneinschaft
abzustel |l en.

(2) Sie kann hierzu den Unternehmen oder Vereinigungen von Unternehnen alle MaBnahnen
auf geben, die fur eine wrksame Abstellung der Zuw derhandl ung erforderlich und
gegenlber dem festgestellten Verstof3 verhal tni sméaf3i g sind.

(3) Soweit ein berechtigtes Interesse besteht, kann die Kartell behdrde auch eine
Zuwi der handl ung feststellen, nachdem di ese beendet ist.

GWB § 32a Einstweilige MalRnahmen

(1) Die Kartellbehorde kann in dringenden Fallen, wenn die Gefahr eines ernsten,
ni cht w eder gutzumachenden Schadens fur den Wettbewerb besteht, von Anmts wegen
ei nstwei | i ge MaBnahmen anor dnen.

(2) Die Anordnung gemdl3 Absatz 1 ist zu befristen. Die Frist kann verl angert werden.
Sie soll insgesant ein Jahr nicht Uberschreiten.

GWB § 32b Verpflichtungszusagen


http://www.juris.de/

Ein Service der juris GmbH - www.juris.de - Seite 12

(1) Bieten Unternehmen im Rahnen eines Verfahrens nach 8§ 32 an, Verpflichtungen
ei nzugehen, die geeignet sind, die ihnen von der Kartellbehérde nach vorl aufiger
Beurteilung mitgeteilten Bedenken auszuraumen, so kann die Kartellbehodrde fur diese
Unt ernehmen die Verpflichtungszusagen durch Verfigung fir bindend erklaren. Die
Ver figung hat zum Inhalt, dass die Kartell behérde vorbehaltlich des Absatzes 2 von
i hren Befugni ssen nach den 88 32 und 32a keinen Gebrauch machen wird. Sie kann
befristet werden.

(2) Die Kartell behtrde kann die Verfigung nach Absatz 1 aufheben und das Verfahren
wi eder auf nehmen, wenn

1. sich die tatséachlichen Verhaltnisse in einemfir die Verfigung
wesent | i chen Punkt nachtraglich geandert haben,

2. die beteiligten Unternehmen ihre Verpflichtungen nicht einhalten oder

3. die Verfigung auf unvoll standi gen, unrichtigen oder irrefihrenden Angaben
der Parteien beruht.

GWB § 32c Kein Anlass zum Tatigwerden

Sind di e Voraussetzungen fir ein Verbot nach den 88 1 und 19 bis 21, nach Artikel 81
Abs. 1 oder Artikel 82 des Vertrages zur G Undung der Europdai schen Genei nschaft nach
den der Kartellbehorde vorliegenden Erkenntnissen nicht gegeben, so kann sie
ent schei den, dass fir sie kein Anlass besteht, tatig zu werden. D e Entschei dung hat
zum Inhalt, dass die Kartellbehtrde vorbehaltlich neuer Erkenntnisse von 1hren
Bef ugni ssen nach den 88 32 und 32a keinen Gebrauch machen wird. Sie hat Kkeine
Frei stellung von ei nem Verbot im Sinne des Satzes 1 zum Inhalt.

GWB § 32d Entzug der Freistellung

Haben Verei nbarungen, Beschliisse von Unternehnensvereini gungen oder aufeinander

abgesti mte Verhaltensweisen, die unter eine Guppenfreistellungsverordnung fallen,

in einem Einzelfall Wrkungen, die mt § 2 Abs. 1 oder mt Artikel 81 Abs. 3 des
Vertrages zur G indung der Europai schen Geneinschaft unvereinbar sind und auf einem
Cebiet im Inland auftreten, das alle Merkmale eines gesonderten ré&aumichen Marktes
aufwei st, so kann die Kartellbehdrde den Rechtsvorteil der Guppenfreistellung in
di esem Gebi et ent zi ehen.

GWB § 32e Untersuchungen einzelner Wirtschaftszweige und einzelner Arten von Vereinbarungen

(1) Lassen starre Preise oder andere Unstande vernuten, dass der Wettbewerb im I nland
nogl i cherwei se ei ngeschrankt oder verfél scht ist, kdnnen das Bundeskartellant und die
obersten Landesbehdrden die Untersuchung eines bestimten Wrtschaftszwei ges oder -
Sektor Ubergreifend - einer bestimten Art von Vereinbarungen durchf dhren.

(2) Im Rahnen dieser Untersuchung kodnnen das Bundeskartellant und die obersten
Landesbehdrden die zur Anwendung dieses Gesetzes oder des Artikels 81 oder 82 des
Vertrages zur G undung der Europdischen Geneinschaft erforderlichen Ermittlungen
durchfuhren. Sie konnen dabei von den betreffenden Unternehmen und Vereinigungen
Auskunfte verlangen, insbesondere die Unterrichtung uUber sanmtliche Vereinbarungen,
Beschl Usse und auf ei nander abgesti mte Verhal t enswei sen.

(3) Das Bundeskartellant und die obersten Landesbehdrden koénnen einen Bericht Uber
die Ergebnisse der Untersuchung nach Absatz 1 veroffentlichen und Dritte um
St el  ungnahme bitten.

(4) Die 88 57 und 59 bis 62 gelten entsprechend.

GWB § 33 Unterlassungsanspruch, Schadensersatzpflicht

(1) Wer gegen eine Vorschrift dieses Gesetzes, gegen Artikel 81 oder 82 des Vertrages
zur G undung der Europdischen Geneinschaft oder eine Verfigung der Kartell behorde
verstoft, ist dem Betroffenen zur Beseitigung und bei W ederhol ungsgefahr zur
Unterl assung verpflichtet. Der Anspruch auf Unterlassung besteht bereits dann, wenn
ei ne Zuwi derhandlung droht. Betroffen ist, wer als Mtbewerber oder sonstiger
Mar kt betei ligter durch den Verstold beeintréachtigt ist.

(2) Die Anspriche aus Absatz 1 kodonnen auch geltend gemacht werden von rechtsfahigen
Ver badnden zur Forderung gewerblicher oder selbstéandiger beruflicher |nteressen,
soweit ihnen eine erhebliche Zahl von Unternehmen angeht6rt, die Wren oder
Di enstl ei stungen gl ei cher oder verwandter Art auf demsel ben Markt vertrei ben, soweit
sie insbesondere nach ihrer personellen, sachlichen und finanziellen Ausstattung
i mstande sind, ihre satzungsnafBigen Aufgaben der Verfolgung gewerblicher oder
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sel bst andi ger beruflicher Interessen tatsachlich wahrzunehnen und soweit die
Zuwi der handl ung die Interessen ihrer Mtglieder berihrt.

(3) Wer einen VerstoR nach Absatz 1 vorsatzlich oder fahrl&assig begeht, ist zum
Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Wrd eine Ware oder

Di enstl ei stung zu ei nem Uberteuerten Preis bezogen, so ist der Schaden nicht deshalb
ausgeschl ossen, weil die Ware oder Dienstleistung weiterverauBert wirde. Bei der
Ent schei dung Uber den Unfang des Schadens nach 8§ 287 der Zivilprozessordnung kann
i nsbesondere der anteilige Gewi nn, den das Unternehnen durch den Verstold erlangt hat,
ber ticksi chtigt werden. Geldschul den nach Satz 1 hat das Unternehnmen ab Eintritt des
Schadens zu verzinsen. Die 88 288 und 289 Satz 1 des Birgerlichen Gesetzbuchs finden
ent sprechende Anwendung.

(4) Wrd wegen eines Verstolles gegen eine Vorschrift dieses CGesetzes oder Artikel 81
oder 82 des Vertrages zur G Undung der Europaischen GCeneinschaft Schadensersatz
begehrt, ist das Gericht insoweit an die Feststellung des Verstolles gebunden, wie sie
in einer bestandskréaftigen Entscheidung der Kartellbehdrde, der Konm ssion der
Eur opéi schen CGenei nschaft oder der Wettbewerbsbehorde oder des als sol che handel nden
Gerichts in einem anderen Mtgliedstaat der Europaischen Geneinschaft getroffen
wirde. Das deiche gilt fir entsprechende Feststellungen in rechtskraftigen
Gericht sent schei dungen, die infolge der Anfechtung von Entscheidungen nach Satz 1
ergangen sind. Entsprechend Artikel 16 Abs. 1 Satz 4 der Verordnung (EG Nr. 1/2003
gilt diese Verpflichtung unbeschadet der Rechte und Pflichten nach Artikel 234 des
Vertrages zur G undung der Européi schen Genei nschaft.

(5) Die Verjahrung eines Schadensersat zanspruchs nach Absatz 2 wird gehemmt, wenn die
Kartel | behérde wegen eines Verstoles im Sinne des Absatzes 1 oder die Konm ssion der
Eur opdi schen Geneinschaft oder die Wettbewerbsbehérde eines anderen Mtgliedstaats
der Européi schen GCeneinschaft wegen eines Verstolles gegen Artikel 81 oder 82 des
Vertrages zur G iUndung der Europai schen Geneinschaft ein Verfahren einleitet. § 204
Abs. 2 des Biurgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend.

GWB § 34 Vorteilsabschépfung durch die Kartellbehdrde

(1) Hat ein Unternehmen vorséatzlich oder fahrlassig gegen eine Vorschrift dieses
Cesetzes, gegen Artikel 81 oder 82 des Vertrages zur G undung der Européischen
CGenei nschaft oder eine Verfigung der Kartellbehérde verstoflen und dadurch einen
wirtschaftlichen Vorteil erlangt, kann die Kartellbehoérde die Abschopfung des
wirtschaftlichen Vorteils anordnen und dem Unternehnmen die Zahlung eines
ent sprechenden Gel dbetrags auferl egen.

(2) Absat z 1 gilt ni cht, sofern der wi rtschaftliche Vorteil durch
Schadenser sat zIl ei stungen oder durch die Verhangung der GCel dbuRe oder die Anordnung
des Verfalls abgeschopft ist. Soweit das Unternehmen Lei stungen nach Satz 1 erst nach
der Vorteil sabschdopfung erbringt, ist der abgefihrte Geldbetrag in Hohe der
nachgew esenen Zahl ungen an das Unternehmen zurickzuerstatten.

(3) Ware die Durchfihrung der Vorteilsabschépfung eine unbillige Harte, soll die
Anordnung auf ei nen angenessenen Cel dbetrag beschrankt werden oder ganz unterbl ei ben.
Sie soll auch unterbl ei ben, wenn der wirtschaftliche Vorteil gering ist.

(4) Die Hohe des wirtschaftlichen Vorteils kann geschatzt werden. Der abzufihrende
Cel dbetrag i st zahl enmaBBi g zu besti nmen.

(5) Die Vorteil sabschopfung kann nur innerhalb einer Frist von bis zu funf Jahren
seit Beendi gung der Zuwi derhandl ung und | angstens fir einen Zeitraum von funf Jahren
angeordnet werden. 8§ 81 Abs. 9 gilt entsprechend.

GWB § 34a Vorteilsabschdpfung durch Verbande und Einrichtungen

(1) Wer einen Verstol3 im Sinne des § 34 Abs. 1 vorséatzlich begeht und hierdurch zu
Lasten einer Vielzahl von Abnehnern oder Anbietern einen wrtschaftlichen Vorteil
erl angt, kann  von den genmall 8 33  Abs. 2 zur Gel t endmachung ei nes
Unt erl assungsanspruchs Berechtigten auf Herausgabe dieses wrtschaftlichen Vorteils
an den Bundeshaushalt in Anspruch genomen werden, soweit nicht die Kartell behotrde
di e Abschopfung des wirtschaftlichen Vorteils durch Verhdngung ei ner Cel dbul’e, durch
Verfall oder nach § 34 Abs. 1 anordnet.

(2) Auf den Anspruch sind Leistungen anzurechnen, die das Unternehnen auf Gund des
Verstolles erbracht hat. § 34 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Beanspruchen nehrere Q aubi ger die Vorteil sabschopfung, gelten die 88 428 bis 430
des Burgerlichen CGesetzbuchs entsprechend.

(4) Die d &ubiger haben dem Bundeskartel |l anmt dber die Geltendnmachung von Ansprichen
nach Absatz 1 Auskunft zu erteilen. Sie kdnnen vom Bundeskartellant Erstattung der
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far die Celtendmachung des Anspruchs erforderlichen Aufwendungen verlangen, soweit
si e vom Schul dner kei nen Ausgleich erlangen kdnnen. Der Erstattungsanspruch ist auf
di e Hohe des an den Bundeshaushalt abgefihrten wirtschaftlichen Vorteils beschrankt.

(5) 8 33 Abs. 4 und 5 ist entsprechend anzuwenden.
Siebenter Abschnitt Zusammenschlusskontrolle

GWB § 35 Geltungsbereich der Zusammenschlusskontrolle

(1) Die Vorschriften udber die Zusammenschl usskontrolle finden Anwendung, wenn im

| et zt en Geschaftsjahr vor dem Zusanmenschl uss

1. die beteiligten Unternehnen insgesant weltweit Unsatzerl dse von nehr als
500 M1 Iionen Euro und

2. nmindestens ein beteiligtes Unternehnmen imlInland Unsatzerl 6se von nehr als
25 MI1lionen Euro

erzielt haben.

(2) Absatz 1 gilt nicht,

1. soweit sich ein Unternehnen, das nicht imSinne des 8§ 36 Abs. 2 abhangig
ist und imletzten Geschaftsjahr weltweit Unsatzerl 6se von weniger als
zehn MIlionen Euro erzielt hat, mt einem anderen Unternehnen
zusanmenschl i e3t oder

2. soweit ein Markt betroffen ist, auf demseit nindestens fiunf Jahren Waren
oder gewerbliche Lei stungen angeboten werden und auf demimletzten
Kal enderj ahr weniger als 15 MIIlionen Euro ungesetzt wurden.

Soweit durch den Zusammenschl uss der Wettbewerb beim Verlag, bei der Herstellung oder
beim Vertrieb von Zeitungen oder Zeitschriften oder deren Bestandteil en beschrankt
wird, gilt nur Satz 1 Nr. 2.

(3) Die Vorschriften dieses Cesetzes finden keine Anwendung, soweit die Konmm ssion
der Europai schen Geneinschaft nach der Verordnung (EWG Nr. 4064/89 des Rates vom 21.
Dezenber 1989 (ber die Kontrolle von Unternehnenszusanmenschl iissen in ihrer jeweils
gel tenden Fassung ausschlielBlich zustandig ist.

GWB § 36 Grundsatze fir die Beurteilung von Zusammenschliissen

(1) Ein Zusammenschluss, von dem zu erwarten ist, dass er eine narktbeherrschende
Stel lung begrindet oder verstarkt, ist vom Bundeskartellam zu untersagen, es sei
denn, die beteiligten Unternehmen weisen nach, dass durch den Zusamrenschl uss auch
Ver besserungen der Wettbewer bsbedi ngungen eintreten und dass di ese Verbesserungen die
Nachtei |l e der Marktbeherrschung ulberw egen.

(2) Ist ein beteiligtes Unternehnen ein abhangi ges oder herrschendes Unternehnen im
Sinne des § 17 des Aktiengesetzes oder ein Konzernunternehnen im Sinne des § 18 des
Akti engesetzes, sind die so verbundenen Unternehmen als einheitliches Unternehnen
anzusehen. Wrken nehrere Unternehmen derart zusamen, dass sie geneinsam einen
beherrschenden Ei nfluss auf ein anderes Unternehmen ausiben kdnnen, gilt jedes von
i hnen al s herrschendes.

(3) Steht einer Person oder Personenvereinigung, die nicht Unternehnmen ist, die
Mehr hei t sheteil i gung an ei nem Unt ernehnen zu, gilt sie als Unternehnen.

GWB 8 37 Zusammenschluss

(1) Ein Zusamenschluss liegt in fol genden Fallen vor

1. Erwerb des Vernbgens ei nes anderen Unternehnens ganz oder zu ei nem
wesentlichen Teil;

2. Erwerb der unnittel baren oder nmittel baren Kontrolle durch ein oder nehrere
Unt er nehnen Uber die Gesantheit oder Teile eines oder nehrerer anderer
Unternehmen. Die Kontrolle wird durch Rechte, Vertrage oder andere Mtte
begrindet, die einzeln oder zusammen unter Berucksichtigung aller
tat sachlichen und rechtlichen Unstéande die Mglichkeit gewdhren, einen
besti nmenden Ei nfluss auf die Tatigkeit eines Unternehnens auszuilben
i nsbesondere durch
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a) Eigentuns- oder Nutzungsrechte an einer Gesantheit oder an Teilen des
Ver nigens des Unt er nehnens,
b) Rechte oder Vertrage, die einen besti menden Einfluss auf die
Zusamrenset zung, di e Beratungen oder Beschl isse der Organe des
Unt er nehmens gewahr en
3. Erwerb von Anteilen an ei nem anderen Unternehnen, wenn die Anteile allein
oder zusammen nmit sonstigen, dem Unternehnen bereits gehdérenden Anteil en
a) 50 vom Hundert oder
b) 25 vom Hundert
des Kapitals oder der Stinmrechte des anderen Unternehnens erreichen. Zu
den Anteilen, die dem Unternehnen gehdren, rechnen auch die Anteile, die
ei nem anderen fir Rechnung di eses Unt ernehmens gehéren und, wenn der
| nhaber des Unternehnens ein Einzel kauf mann ist, auch die Anteile, die
sonsti ges Vernbgen des | nhabers sind. Erwerben nmehrere Unternehnen
gl ei chzeitig oder nachei nander Anteile imvorbezei chneten Unfang an ei nem
anderen Unternehnen, gilt dies hinsichtlich der Markte, auf denen das
andere Unternehnmen tatig ist, auch als Zusanmenschl uss der sich
bet ei I i genden Unt er nehnmen unt er ei nander
4. jede sonstige Verbindung von Unternehnen, auf G und deren ein oder nehrere
Unt er nehnen unnittel bar oder mittel bar einen wettbewerblich erheblichen
Ei nfluss auf ein anderes Unternehmen ausiben kénnen.

(2) Ein Zusamenschl uss |liegt auch dann vor, wenn die beteiligten Unternehmen bereits
vorher zusammengeschl ossen waren, es sei denn, der Zusamrenschluss fihrt nicht zu
ei ner wesentlichen Verstarkung der bestehenden Unternehnensver bi ndung.

(3) Erwerben Kreditinstitute, Finanzinstitute oder Versicherungsunternehmen Anteile
an einem anderen Unternehnmen zum Zwecke der Veraulerung, gilt dies nicht als
Zusamenschl uss, sol ange sie das Stimrecht aus den Anteilen nicht ausiben und sofern
di e VerauRerung innerhal b eines Jahres erfolgt. Diese Frist kann vom Bundeskartel | ant
auf Antrag verlangert werden, wenn glaubhaft gemacht wird, dass die Veraulierung
i nnerhal b der Frist unzunutbar war.

GWB § 38 Berechnung der Umsatzerl6se und der Marktanteile

(1) Fur die Ermittlung der Unmsatzerl t6se gilt § 277 Abs. 1 des Handel sgesetzbuchs.
Unrsat zerl 6se aus Lieferungen wund Leistungen zw schen verbundenen Unternehnen
(I'nnenunsat zerl 6se) sowi e Ver brauchst euern bl ei ben auf3er Betracht.

(2) Fur den Handel nmit Waren sind nur drei Viertel der Unsatzerldse in Ansatz zu
bri ngen.

(3) Fur den Verlag, die Herstellung und den Vertrieb von Zeitungen, Zeitschriften und
deren Bestandteilen, die Herstellung, den Vertrieb und die Veranstaltung von
Rundf unkprogramren und den Absatz von Rundfunkwerbezeiten ist das Zwanzi gfache der
Unrsat zerl 6se in Ansatz zu bringen.

(4) An die Stelle der Unmsatzerldse tritt bei Kreditinstituten, Finanzinstituten und
Bauspar kassen der Gesantbetrag der in 8 34 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a bis e der
Ver or dnung uber di e Rechnungsl egung der Kreditinstitute vom 10. Februar 1992 (BGBI. |
S. 203) genannten Ertrage abzlglich der Umrsatzsteuer und sonstiger direkt auf diese
Ertrége erhobener Steuern. Bei Versicherungsunternehnen sind die Préan enei nnahmen des
| etzten abgeschl ossenen CGeschéaftsjahres nmal3gebend. Pram enei nnahnen sind die
Ei nnahmen aus dem Erst- und Rickversicherungsgeschaft einschlieBlich der in
Rickdeckung gegebenen Anteil e.

(5) Beim Erwerb des Vernbgens eines anderen Unternehmens ist fir die Berechnung der
Marktanteile und der Unsatzerl dse des VeraufBerers nur auf den verd&ullerten
Ver nigenst ei | abzustel | en.

GWB § 39 Anmelde- und Anzeigepflicht

(1) Zusammenschl isse sind vor dem Vol | zug bei m Bundeskartel | ant gemdf3 den Abséatzen 2
und 3 anzunel den.

(2) Zur Annel dung sind verpflichtet:

1. die am Zusanmenschl uss beteiligten Unternehnen,
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2. in den Fallen des § 37 Abs. 1 Nr. 1 und 3 auch der Veraulerer.

(3) I'n der Annel dung ist die Form des Zusammenschl usses anzugeben. Di e Annel dung nuss
ferner Uber jedes beteiligte Unternehnen fol gende Angaben enthal ten:

1. die Firma oder sonstige Bezei chnung und den Ot der N ederlassung oder den

Sitz;
2. die Art des Geschaftsbetriebes;
3. die Unsatzerl6se imlInland, in der Europdischen Union und weltweit;

anstel |l e der Unsatzerl 6se sind bei Kreditinstituten, Finanzinstituten und

Bauspar kassen der Cesantbetrag der Ertréage genall § 38 Abs. 4, bei

Ver si cherungsunt er nehnen di e Préani enei nnahnen anzugeben;
4. die Marktanteile einschlielllich der Gundl agen fir ihre Berechnung oder

Schéat zung, wenn di ese i m Gel tungsberei ch di eses Gesetzes oder in einem

wesentlichen Teil desselben fir die beteiligten Unternehnen zusanmen

nm ndestens 20 vom Hundert erreichen;
5. beimErwerb von Anteilen an ei nem anderen Unternehnmen di e Hohe der

erwor benen und der insgesant gehal tenen Beteiligung;
6. eine zustellungsbevol |l nachtigte Person imlInland, sofern sich der Sitz des

Unt er nehmens ni cht i m Gel tungsberei ch di eses Gesetzes befindet.
In den Fallen des 8 37 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 sind die Angaben nach Satz 2 Nr. 1 und 6
auch fur den Ver&ulerer zu machen. Ist ein beteiligtes Unternehmen ein verbundenes
Unt ernehnen, sind die Angaben nach Satz 2 Nr. 1 und 2 auch uber die verbundenen
Unt er nehmen und di e Angaben nach Satz 2 Nr. 3 und Nr. 4 Ulber jedes am Zusamrenschl uss
beteiligte Unternehnmen und die mt ihm verbundenen Unternehnmen insgesant zu machen
sowi e di e Konzernbezi ehungen, Abhéngi gkeits- und Beteiligungsverhaltnisse zw schen
den verbundenen Unternehnen mitzuteilen. In der Annel dung dirfen keine unrichtigen
oder unvol | st andi gen Angaben gemacht oder benutzt werden, um die Kartell behtérde zu
ver anl assen, eine Untersagung nach 8 36 Abs. 1 oder eine Mtteilung nach § 40 Abs. 1
zu unterl assen.
(4) Eine Anneldung ist nicht erforderlich, wenn die Komission der Europaischen
Genei nschaft einen Zusanmenschluss an das Bundeskartellam verw esen hat und dem
Bundeskartellant die nach Absatz 3 erforderlichen Angaben in deutscher Sprache
vorliegen. Das Bundeskartellam teilt den beteiligten Unternehnen unverziglich den
Zei t punkt des Ei ngangs der Verwei sungsentscheidung mt und unterrichtet sie zugleich
dar uber, inwieweit die nach Absatz 3 erforderlichen Angaben in deutscher Sprache
vorl i egen.
(5) Das Bundeskartellant kann von jedem beteiligten Unternehnen Auskunft Uber
Marktanteil e einschlieBlich der Gundlagen fir die Berechnung oder Schatzung sow e
Uber den Unmsatzerl s bei einer bestinmten Art von Waren oder gewerblichen Lei stungen
ver| angen, den das Unternehnen im letzten Geschaftsjahr vor dem Zusamrenschl uss
erzielt hat.

(6) Die am Zusammenschluss beteiligten Unternehnen haben dem Bundeskartellant den
Vol | zug des Zusamenschl usses unverziglich anzuzei gen.

GWB § 40 Verfahren der Zusammenschlusskontrolle

(1) Das Bundeskartellant darf einen Zusamenschl uss, der ihm angenel det worden ist,
nur untersagen, wenn es den anmnel denden Unternehnen innerhalb einer Frist von einem
Monat seit Eingang der vollstéandi gen Anneldung mtteilt, dass es in die Prifung des
Zusamrenschl usses (Haupt prufverfahren) eingetreten ist. Das Hauptprifverfahren soll
ei ngel eitet werden, wenn eine weitere Prifung des Zusanmenschl usses erforderlich ist.

(2) I'm Hauptprifverfahren entschei det das Bundeskartellant durch Verfigung, ob der
Zusanmenschl uss untersagt oder freigegeben wird. Wrd die Verfligung nicht innerhalb
von vi er Mnaten nach Eingang der voll standi gen Annel dung den annel denden Unt er nehnen
zugestellt, gilt der Zusanmenschluss als freigegeben. Die Verfahrensbeteiligten sind
unverzuglich dber den Zeitpunkt der Zustellung der Verfigung zu unterrichten. D es
gilt nicht, wenn
1. die annel denden Unternehnen einer Fristverl angerung zugesti nmmt haben,
2. das Bundeskartellant wegen unrichtiger Angaben oder wegen einer nicht

rechtzeitig erteilten Auskunft nach § 39 Abs. 5 oder § 59 die Mtteilung

nach Absatz 1 oder die Untersagung des Zusamenschl usses unterl assen hat,

3. eine zustellungsbevol | machtigte Person imlnland entgegen § 39 Abs. 3 Satz
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2 Nr. 6 nicht nehr benannt ist.

(3) Die Freigabe kann mt Bedingungen und Auflagen verbunden werden. Diese dirfen
si ch ni cht dar auf richten, die beteiligten Unt er nehmen  ei ner | auf enden
Ver hal t enskontroll e zu unterstell en.

(3a) Die Freigabe kann widerrufen oder gedndert werden, wenn sie auf wunrichtigen
Angaben beruht, arglistig herbeigefihrt worden ist oder die beteiligten Unternehnen
einer mt ihr verbundenen Auflage zuw derhandeln. Im Falle der N chterfillung einer
Auflage gilt 8§ 41 Abs. 4 entsprechend.

(4) Vor einer Untersagung ist den obersten Landesbehdrden, in deren Gebiet die
beteiligten Unternehnen ihren Sitz haben, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(5) Die Fristen nach den Absatzen 1 und 2 Satz 2 beginnen in den Fallen des § 39 Abs.
4 Satz 1, wenn die Verweisungsentschei dung bei m Bundeskartell ant ei ngegangen ist und
die nach § 39 Abs. 3 erforderlichen Angaben in deutscher Sprache vorliegen.

(6) Wrd eine Freigabe des Bundeskartellams durch gerichtlichen Beschluss
rechtskraftig ganz oder teilweise aufgehoben, beginnt die Frist nach Absatz 2 Satz 2
mt Eintritt der Rechtskraft von neuem

GWB 8§ 41 Vollzugsverbot, Entflechtung

(1) Die Unternehnmen dirfen einen Zusamrenschluss, der vom Bundeskartellant nicht
frei gegeben ist, nicht vor Ablauf der Fristen nach 8 40 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz
2 voll zi ehen oder am Vol | zug di eses Zusammenschl usses nitwi rken. Rechtsgeschéafte, die
gegen dieses Verbot verstofen, sind unwirksam Dies gilt nicht fdr Vertréage uber
Grundst iicksgeschafte, sobald sie durch Eintragung in das G undbuch rechtsw rksam
geworden sind, sowie fur Vertrage Uber die Umwandl ung, Eingliederung oder G indung
ei nes Unternehnens und fir Unternehnensvertrage im Sinne der 88 291 und 292 des
Akt i engesetzes, sobald sie durch Eintragung in das zustéandi ge Register rechtsw rksam
gewor den si nd.

(2) Das Bundeskartellanmt kann auf Antrag Befreiungen vom Vol | zugsverbot erteilen,
wenn die beteiligten Unternehnen hierflr wi chtige G unde geltend nachen, insbesondere
um schweren Schaden von einem beteiligten Unternehnen oder von Dritten abzuwenden.
Di e Befreiung kann jederzeit, auch vor der Anmeldung, erteilt und mit Bedi ngungen und
Aufl agen verbunden werden. § 40 Abs. 3a gilt entsprechend.

(3) Ein vollzogener Zusammrenschluss, der die Untersagungsvoraussetzungen nach § 36
Abs. 1 erfdllt, ist aufzuldsen, wenn nicht der Bundesminister fir Wrtschaft und
Arbeit nach 8 42 die Erlaubnis zu dem Zusamrenschluss erteilt. Das Bundeskartel |l am
ordnet die zur Auflodésung des Zusamenschlusses erforderlichen MRnahnmen an. De
Wet t bewer bsbeschr ankung kann auch auf andere Wise als durch Wederherstellung des
frioheren Zustands beseitigt werden.

(4) Zur Durchsetzung seiner Anordnung kann das Bundeskartel | ant insbesondere
1. (weggefallen)
2. die Ausibung des Stimmrechts aus Anteilen an ei nem beteiligten
Unt er nehmen, di e ei nem anderen beteiligten Unternehnen gehdren oder ihm
zuzurechnen sind, untersagen oder einschranken,
3. einen Treuhander bestellen, der die Aufl dsung des Zusamenschl usses
her bei f Uhrt.

GWB 8 42 Ministererlaubnis

(1) Der Bundesminister fir Wrtschaft und Arbeit erteilt auf Antrag die Erlaubnis zu
einem vom Bundeskartellant untersagten Zusammenschluss, wenn im Einzelfall die
Wet t bewer bsbeschrdankung von gesantwirtschaftlichen Vorteilen des Zusamenschl usses
auf gewogen w rd oder der Zusammenschluss durch ein Uberragendes Interesse der
Al'l germei nheit gerechtfertigt ist. Herbei ist auch die Wttbewerbsfahigkeit der
beteiligten Unternehnen auf Mirkten aullerhal b des Gel tungsbereichs di eses CGesetzes zu
bertcksichtigen. Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn durch das Ausmal} der
Wt t bewer bsbeschr @nkung di e marktwi rtschaftliche Ordnung nicht gefahrdet wird.

(2) Die Erlaubnis kann nit Bedi ngungen und Aufl agen verbunden werden. § 40 Abs. 3 und
3a gilt entsprechend.

(3) Der Antrag ist innerhalb einer Frist von einem Mpnat seit Zustellung der
Unt er sagung bei m Bundesmini sterium fir Wrtschaft und Arbeit schriftlich zu stellen.
Wrd die Untersagung angefochten, beginnt die Frist in dem Zeitpunkt, in dem die
Unt er sagung unanf echt bar wird.

(4) Der Bundesminister fur Wrtschaft und Arbeit soll Uber den Antrag innerhalb von
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vier Mnaten entscheiden. Vor der Entscheidung ist eine Stellungnahne der
Monopol konmi ssi on ei nzuhol en und den obersten Landesbehtrden, in deren Cebiet die
beteiligten Unternehnmen i hren Sitz haben, Cel egenheit zur Stellungnahme zu geben.

GWB § 43 Bekanntmachungen

(1) Die Einleitung des Hauptprifverfahrens durch das Bundeskartellant nach § 40 Abs.
1 Satz 1 und der Antrag auf Erteilung einer Mnistererlaubnis sind unverziglich im
Bundesanzei ger oder im el ektroni schen Bundesanzei ger bekannt zu machen.

(2) I'm Bundesanzei ger oder im el ektroni schen Bundesanzei ger sind bekannt zu nachen
1. die Verfigung des Bundeskartellants nach § 40 Abs. 2,
2. die Mnistererlaubnis, deren Abl ehnung und Anderung,
3. die Ricknahnme und der Wderruf der Freigabe des Bundeskartel |l amts oder der
M ni stererl aubni s,
4. die Aufl dsung eines Zusammenschl usses und di e sonsti gen Anordnungen des
Bundeskartell ants nach § 41 Abs. 3 und 4.

(3) Bekannt zu machen nach Absatz 1 und 2 sind jeweils die Angaben nach § 39 Abs. 3
Satz 1 sowie Satz 2 Nr. 1 und 2.

Achter Abschnitt Monopolkommission

GWB § 44 Aufgaben

(1) Die Monopol konm ssion erstellt alle zwei Jahre ein CGutachten, in dem sie den
Stand und die absehbare Entw cklung der Unt er nehnenskonzentration in der
Bundesrepubl i k Deutschland beurteilt, die Anwendung der Vorschriften dber die
Zusamenschl usskontrol I e wirdi gt sowi e zu sonstigen aktuellen wettbewerbspolitischen
Fragen Stellung nimmt. Das Gutachten soll die Verhdltnisse in den letzten beiden
abgeschl ossenen Kal enderj ahren ei nbezi ehen und bis zum 30. Juni des darauf fol genden
Jahres abgeschl ossen sein. Die Bundesregierung kann die Monopol komri ssion nit der
Erstattung zusat zl i cher Gut acht en beauftragen. Dar tuber hi naus kann die
Monopol konmi ssi on nach i hrem Ernessen GQutachten erstellen.

(2) Die Mnopol konmission ist nur an den durch dieses Gesetz begrindeten Auftrag
gebunden wund in ihrer Téatigkeit unabhéngig. Vertritt eine Mnderheit bei der
Abfassung der Gutachten eine abweichende Auffassung, so kann sie diese in dem
Gut achten zum Ausdruck bringen.

(3) Die Mnopolkonmssion leitet ihre Gutachten der Bundesregierung zu. Die
Bundesregi erung | egt Gutachten nach Absatz 1 Satz 1 den gesetzgebenden Korperschaften
unverzuglich vor und nimt zu ihnen in angenessener Frist Stellung. Die Gutachten
werden von der Monopol komi ssion veroffentlicht. Bei Gutachten nach Absatz 1 Satz 1
erfolgt dies zu dem Zeitpunkt, zu dem sie von der Bundesregi erung der gesetzgebenden
Kor perschaft vorgel egt werden.

GWB § 45 Mitglieder

(1) Die Monopol kommission besteht aus funf Mtgliedern, die Uber besondere
vol kswi rtschaftliche, betriebswirtschaftliche, sozialpolitische, technol ogische oder
Wi rtschaftsrechtliche Kennt ni sse und Er f ahrungen ver f gen nissen. D e
Monopol konmi ssi on wahlt aus ihrer Mtte ei nen Vorsitzenden.

(2) Die Mtglieder der Mnopol kommi ssion werden auf Vorschlag der Bundesregierung

durch den Bundesprasi denten fir die Dauer von vier Jahren berufen. W ederberufungen

sind zul &ssig. Die Bundesregierung hort die Mtglieder der Konmission an, bevor sie
neue Mtglieder vorschlagt. Die Mtglieder sind berechtigt, ihr Amt durch Erklarung

gegenlber dem Bundesprasi denten niederzul egen. Scheidet ein Mtglied vorzeitig aus,

Eo V\]A;I’d ein neues Mtglied fir die Dauer der Anmtszeit des ausgeschi edenen Mtglieds
eruf en.

(3) Die Mtglieder der Mnopol komm ssion durfen weder der Regierung oder einer
geset zgebenden Korperschaft des Bundes oder eines Landes noch dem 6ffentlichen Di enst
des Bundes, eines Landes oder einer sonstigen juristischen Person des offentlichen
Rechts, es sei denn als Hochschull ehrer oder als Mtarbeiter eines wi ssenschaftlichen
Instituts, angehtren. Ferner dirfen sie weder einen Wrtschaftsverband noch eine
Ar bei t geber- oder Arbeitnehnerorgani sation reprasentieren oder zu diesen in einem
standi gen Dienst- oder Geschaftsbesorgungsverhaltnis stehen. Sie dirfen auch nicht
wahrend des |etzten Jahres vor der Berufung zum Mtglied der Mnopol komr ssion eine
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derartige Stellung i nnegehabt haben.

GWB § 46 Beschlusse, Organisation, Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Beschl isse der Monopol komm ssion bedirfen der Zustinmmung von nindestens drei
M tgliedern.

(2) Die Mnopol komr ssion hat eine Geschaftsordnung wund verfigt (dber eine
CGeschaftsstelle. Diese hat die Aufgabe, die Monopol komr ssion wi ssenschaftlich,
adm ni strativ und techni sch zu unterstiutzen.

(2a) Die Mnopol konm ssion kann Einsicht in die von der Kartell behoérde gefiuhrten
Akten einschlieBBlich Betriebs- und Geschaftsgehei mi sse und personenbezogener Daten
nehnmen, soweit dies zur ordnungsgenalen Erfillung i hrer Aufgaben erforderlich ist.

(3) Die Mtglieder der Mpnopol komm ssion und di e Angehorigen der Geschaftsstelle sind
zur Verschwi egenheit UUber die Beratungen und die von der Monopol konmi ssion als
vertraulich bezeichneten Ber at ungsunterl agen verpflichtet. De Pflicht zur
Ver schwi egenheit bezieht sich auch auf Informationen, die der Mpnopol komm ssion
gegeben und als vertraulich bezeichnet werden oder die genmal3 Absatz 2a erl angt worden
si nd.

(4) Die Mtglieder der Mnopol konm ssion erhalten eine pauschal e Entschéadi gung sow e
Ersatz ihrer Reisekosten. Diese werden vom Bundesministerium fur Wrtschaft und
Arbeit im Einvernehnmen nit dem Bundesninisterium des Innern festgesetzt. Die Kosten
der Monopol konmi ssi on tragt der Bund.

GWB 8§ 47 Ubermittlung statistischer Daten

(1) Far die Begutachtung der Entwi cklung der Unternehnmenskonzentration werden der
Monopol konmi ssi on vom Statistischen Bundesant aus Wrtschaftsstatistiken (Statistik
im produzi er enden Gewer be, Handwer ksst ati sti k, AuBRenhandel sstati sti k,
Steuerstatistik, Ver kehrsstatistik, Statistik im Handel und Gast gewer be,
Di enstl ei stungsstatistik) und dem Statistikregister zusamengefasste Einzel angaben
uber die Vomhundertanteile der groéften Unternehnen, Betriebe oder fachlichen Teile
von Unt ernehnen des jeweiligen Wrtschaftsbereichs

a) am Wert der zum Absatz bestimten Giterproduktion,
b) am Unsat z,

c) an der Zahl der téatigen Personen,

d) an den Lohn- und Cehal t ssunmen,

e) an den Investitionen,

f) amWert der gem eteten und gepachteten Sachanl agen,
g) an der Wertschopfung oder dem Rohertrag,

h) an der Zahl der jeweiligen Einheiten

Ubermittelt. Satz 1 gilt entsprechend fiur die Ubermittlung von Angaben uber die
Vormhundertanteil e der groften Unternehnmensgruppen. Fur die Zuordnung der Angaben der
Unt er nehmensgr uppen dbermittelt die Mnopol komrm ssion dem Statistischen Bundesant
Nanen und Anschriften der Unt er nehmen, deren Zugehori gkei t zZu ei ner
Unt er nehmensgruppe sowi e Kennzeichen zur Identifikation. D e zusanmengefassten
Ei nzel angaben dirfen nicht weniger als drei Unternehnensgruppen, Unternehnen,
Betri ebe oder fachliche Teile von Unternehmen betreffen. Durch Konbination oder
zeitliche Nahe mt anderen Ubermittelten oder allgenein zuganglichen Angaben darf
kein Rickschl uss auf zusanmmengef asst e Angaben von weni ger al s drei
Unt er nehnensgr uppen, Unternehnen, Betrieben oder fachlichen Teile von Unternehnen
noglich sein. Fur die Berechnung von summari schen KonzentrationsnmaflRen, insbesondere
Her fi ndahl - I ndi zes und G ni -Koeffizienten, gilt dies entsprechend. Die statistischen
Anter der Lander stellen die hierfir erforderlichen Einzel angaben dem Statistischen
Bundesant zur Verf lgung.

(2) Personen, die zusammengefasste Einzel angaben nach Absatz 1 erhalten sollen, sind
vor der Ubermittlung zur Ceheinhaltung besonders zu verpflichten, soweit sie nicht
Ant strager oder fir den o6ffentlichen D enst besonders Verpflichtete sind. § 1 Abs. 2,
3 und 4 Nr. 2 des Verpflichtungsgesetzes gilt entsprechend. Personen, die nach Satz 1
besonders verpflichtet worden sind, stehen fir die Anwendung der Vorschriften des
Straf geset zbuches Uber die Verletzung von Privatgehei missen (8§ 203 Abs. 2, 4, 5; 8§88
204, 205) und des Di enstgehei misses (8§ 353b Abs. 1) den fir den 6ffentlichen D enst
besonders Verpflichteten gl eich.

(3) Die zusammengef assten Ei nzel angaben dirfen nur fiur die Zwecke verwendet werden,
fur die sie Ubermittelt wrden. Sie sind zu | 6schen, sobald der in Absatz 1 genannte
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Zweck erfallt ist.

(4) Bei der Monopol komi ssion muss durch organi satorische und techni sche MaRRnahnen
sichergestellt sein, dass nur Antstradger, fiur den offentlichen Dienst besonders
Verpflichtete oder Verpflichtete nach Absatz 2 Satz 1 Enpfénger von zusammengef assten
Ei nzel angaben si nd.

(5) Die Ubermittlungen sind nach MaRgabe des § 16 Abs. 9 des Bundesstati stikgesetzes
auf zuzei chnen. Di e Aufzei chnungen sind nindestens fianf Jahre aufzubewahren.

(6) Bei der Durchfihrung der Wrtschaftsstatistiken nach Absatz 1 sind die befragten
Unternehnen schriftlich zu unterrichten, dass die zusammengefassten Einzel angaben
nach Absatz 1 der Mnopol komm ssion Ubermittelt werden durfen.
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Zweiter Teil Kartellbeh6rden

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften

GWB § 48 Zustandigkeit

(1) Kartell behdorden sind das Bundeskartellant, das Bundesm nisterium fur Wrtschaft
und Arbeit und di e nach Landesrecht zustandi gen obersten Landesbehorden.

(2) Weist eine Vorschrift dieses Gesetzes eine Zustéandigkeit nicht einer bestinmnten
Kartel | behérde zu, so nimmt das Bundeskartellant die in diesem Gesetz der
Kartel | behorde UUbertragenen Aufgaben und Befugnisse wahr, wenn die Wrkung des
wet t bewer bsbeschr dnkenden oder di skri m ni erenden Ver hal t ens oder ei ner
Wt t bewer bsregel Uber das Cebiet eines Landes hinausreicht. In allen Ubrigen Fallen
nimnt diese Aufgaben und Befugnisse die nach Landesrecht zustandige oberste
Landesbehdr de wahr.

GWB § 49 Bundeskartellamt und oberste Landesbehérde

(1) Leitet das Bundeskartellant ein Verfahren ein oder fuhrt es Ermttlungen durch,
so benachrichtigt es gleichzeitig die oberste Landesbehérde, in deren Gebiet die
betroffenen Unternehmen ihren Sitz haben. Leitet eine oberste Landesbehdérde ein
Verfahren ein oder fihrt sie Ermttlungen durch, so benachrichtigt sie gleichzeitig
das Bundeskartell ant.

(2) Die oberste Landesbehdrde hat eine Sache an das Bundeskartellant abzugeben, wenn
nach 8 48 Abs. 2 Satz 1 die Zustandi gkeit des Bundeskartellants begrindet ist. Das
Bundeskartel l ant hat eine Sache an die oberste Landesbehtérde abzugeben, wenn nach §
48 Abs. 2 Satz 2 die Zustandi gkeit der obersten Landesbehtrde begrindet ist.

(3) Auf Antrag des Bundeskartellams kann die oberste Landesbehtérde eine Sache, fir
die nach § 48 Abs. 2 Satz 2 ihre Zustéandi gkeit begrindet ist, an das Bundeskartell ant
abgeben, wenn dies auf Gund der Unrstéande der Sache angezeigt ist. Mt der Abgabe
wi rd das Bundeskartel |l ant zustandi ge Kartell behorde.

(4) Auf Antrag der obersten Landesbehdrde kann das Bundeskartellant eine Sache, fir
die nach 8 48 Abs. 2 Satz 1 seine Zustandigkeit begrindet ist, an die oberste
Landesbehdr de abgeben, wenn dies auf Gund der Urstande der Sache angezeigt ist. Mt
der Abgabe wird die oberste Landesbehdrde zustéandi ge Kartell behtérde. Vor der Abgabe
benachrichtigt das Bundeskartellant die ubrigen betroffenen obersten Landesbehdrden.
Di e Abgabe erfolgt nicht, sofern ihr eine betroffene oberste Landesbehtrde innerhalb
ei ner vom Bundeskartellam zu setzenden Frist w derspricht.

GWB § 50 Vollzug des européischen Rechts

(1) Soweit ihre Zusténdigkeit nach den 88 48 und 49 begrindet ist, sind das
Bundeskartel l ant und di e obersten Landesbehorden fir di e Anwendung der Artikel 81 und
82 des Vertrages zur G indung  der Eur opdi schen  Genei nschaft zust andi ge
Wet t bewer bsbehérden i m Sinne des Artikels 35 Abs. 1 der Verordnung (EG Nr. 1/2003.

(2) Wenden die obersten Landesbehdrden die Artikel 81 und 82 des Vertrages zur
Grundung der Européai schen Geneinschaft an, erfolgt der Geschaftsverkehr nit der
Komi ssi on der Europai schen Geneinschaft oder den Wettbewerbsbehtrden der anderen
Mtgliedstaaten der Europai schen Geneinschaft (ber das Bundeskartellant. Das
Bundeskartel l ant kann den obersten Landesbehdrden H nweise zur Durchfidhrung des
Geschaftsverkehrs geben. Das Bundeskartellant nimt auch in diesen Fallen die
Vertretung im Beratenden Ausschuss fur Kartell- und Monopol fragen nach Artikel 14
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 7 der Verordnung (EG Nr. 1/2003 wahr.

(3) Fir die Mtwi rkung an Verfahren der Konm ssion der Europdi schen Genei nschaft oder
der Wettbewer bsbehdrden der anderen Mtgliedstaaten der Européai schen Genei nschaft zur
Anwendung der Artikel 81 und 82 des Vertrages zur Gindung der Europaischen
Genei nschaft ist ausschliellich das Bundeskartellant zustandi ge Wttbewer bsbehorde.
Es gelten die bei der Anwendung di eses Gesetzes mal3gebl i chen Verfahrensvorschriften.

(4) Das Bundeskartellam kann den Bediensteten der Wettbewerbsbehdrde eines
Mtgliedstaats der Europaischen Geneinschaft und anderen von dieser ernachtigten
Begl ei t personen gestatten, bei Durchsuchungen nach Artikel 22 Abs. 1 der Verordnung
(EG Nr. 1/2003 dessen Bedi enstete zu begl eiten.

(5 In anderen als in den Absdtzen 1 bis 4 bezeichneten Fallen nimt das
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Bundeskartellant die Aufgaben wahr, die den Behdorden der Mtgliedstaaten der
Eur opéi schen Genei nschaft in den Artikeln 84 und 85 des Vertrages zur G indung der
Eur opéi schen Genei nschaft sowie in Verordnungen nach Artikel 83 des Vertrages zur
Grindung  der Eur opai schen  Genei nschaft, auch in  Verbindung mt ander en
Er macht i gungsgrundl agen des Vertrages zur G Undung der Europai schen Geneinschaft,
Ubertragen sind. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

GWB § 50a Zusammenarbeit im Netzwerk der européischen Wettbewerbsbehdrden

(1) Die Kartellbehorde ist gemalR Artikel 12 Abs. 1 der Verordnung (EG Nr. 1/2003
befugt, zum Zweck der Anwendung der Artikel 81 und 82 des Vertrages zur G undung der
Eur opédi schen Ceneinschaft der Konmi ssion der Européai schen Geneinschaft und den
Wt t bewer bsbehdérden der anderen Mtgliedstaaten der Europdischen Geneinschaft
tatsachliche und rechtliche Unstande einschlieBlich wvertraulicher Angaben,
i nsbesondere Betriebs- und Geschéaftsgehei misse, mitzuteilen, entsprechende Dokunente
und Daten zu duUbernmitteln, diese Wettbewerbsbehérden um die Ubermttlung solcher
I nf ormati onen zu ersuchen, diese zu enpfangen und als Beweisnittel zu verwenden. § 50
Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Die Kartell behdrde darf di e enpfangenen Informationen nur zum Zweck der Anwendung
von Artikel 81 oder 82 des Vertrages zur G undung der Europdi schen Geneinschaft sow e
i n Bezug auf den Untersuchungsgegenstand als Beweismittel verwenden, fir den sie von
der Ubermittel nden Behorde erhoben wurden. Werden Vorschriften di eses CGesetzes jedoch
nach MaRRgabe des Artikels 12 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung (EG Nr. 1/2003 angewandt,
so konnen nach Absatz 1 ausgetauschte Informationen auch fir die Anwendung dieses
Geset zes verwendet werden.

(3) Informationen, die die Kartell behdrde nach Absatz 1 erhalten hat, k&énnen zum
Zweck der Verhangung von Sanktionen gegen natirliche Personen nur als Beweisnittel
verwendet werden, wenn das Recht der Ubermttelnden Behdérde &hnlich geartete
Sanktionen in Bezug auf VerstoRe gegen Artikel 81 oder 82 des Vertrages zur G undung
der Europai schen Geneinschaft vorsieht. Falls die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht
erfallt sind, ist eine Verwendung als Beweisnmittel auch dann mbglich, wenn die
I nformationen in einer Wise erhoben worden sind, die hinsichtlich der Wahrung der
Verteidi gungsrechte natirlicher Personen das gleiche Schutzniveau wi e nach dem fir
die Kartellbehtrde geltenden Recht gewdhrleistet. Das Bewei sverwertungsverbot nach
Satz 1 steht einer Verwendung der Beweise gegen juristische Personen oder
Per sonenver ei ni gungen nicht entgegen. Die Beachtung verfassungsrechtlich begrindeter
Verwer t ungsver bot e bl ei bt unber hrt.

GWB § 50b Sonstige Zusammenarbeit mit auslandischen Wettbewerbsbehdrden

(1) Das Bundeskartellam hat die in § 50a Abs. 1 genannten Befugni sse auch in anderen
Fallen, in denen es zum Zweck der Anwendung kartellrechtlicher Vorschriften mt der
Komi ssi on der Européi schen Genei nschaft oder den Wettbewer bsbehdrden anderer Staaten
zusanmenar bei t et .

(2) Das Bundeskartellam darf Informationen nach § 50a Abs. 1 nur unter dem Vorbehalt
Uberm tteln, dass di e enpfangende Wettbewer bsbehérde

1. die Informationen nur zum Zweck der Anwendung kartellrechtlicher
Vorschriften sowi e in Bezug auf den Untersuchungsgegenstand als
Bewei smittel verwendet, fir den sie das Bundeskartellant erhoben hat, und
2. den Schutz vertraulicher Informationen wahrt und diese nur an Dritte
tibermttelt, wenn das Bundeskartellant der Ubermittlung zustimt; das gilt
auch fur die Ofenl egung von vertraulichen Informationen in Gerichts- oder
Ver wal t ungsver f ahr en.

Vertraul i che Angaben, einschlieBlich Betriebs- und Geschaftsgehei misse, aus
Verfahren der Zusammenschlusskontrolle dirfen durch das Bundeskartellam nur mit
Zusti mung des Unternehnens Ubermittelt werden, das di ese Angaben vorgel egt hat.

(3) Die Regelungen (Uber die Rechtshilfe in Strafsachen sowie Ants- und
Recht shi | f eabkomen bl ei ben unber Ghrt.

GWB § 50c Behdrdenzusammenarbeit

(1) Die Kartell behdérden und Regulierungsbehdrden kénnen unabhdngig von der jeweils
gewahl ten Verfahrensart untereinander Infornmationen einschlielllich personenbezogener
Daten und Betriebs- und Geschéaftsgehei mi sse austauschen, soweit dies zur Erfillung
i hrer jeweiligen wettbewerbsrechtlichen Aufgaben erforderlich ist, sowie diese in
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i hren Verfahren verwerten. Bewei sverwertungsverbote bl ei ben unberihrt.

(2) Die Kartellbehdérden arbeiten im Rahmen der Erfullung ihrer Aufgaben mt der
Bundesanstalt fuidr Finanzdienstleistungsaufsicht, der Deutschen Bundesbank und den
Landesnedi enanstalten zusamren. Die Kartellbehérden kénnen nmit den in Satz 1
genannten Behdrden auf Anfrage gegenseitig Erkenntni sse austauschen, soweit dies fir
die Erfdllung ihrer jeweiligen Aufgaben erforderlich ist. Dies gilt nicht

1. fir vertrauliche Informationen, insbesondere Betriebs- und
CGeschaft sgehei mi sse sow e

2. fiur Informationen, die nach § 50a oder nach Artikel 12 der Verordnung (EGQ
Nr. 1/2003 erlangt worden sind.

Satz 2 und 3 Nr. 1 |assen die Regel ungen des Wertpapi ererwerbs- und Uber nahnegeset zes
sowi e des Cesetzes Uber den Wertpapi erhandel Uber die Zusammenarbeit mt anderen
Behdr den unber Uhrt.

Zweiter Abschnitt Bundeskartellamt

GWB § 51 Sitz, Organisation

(1) Das Bundeskartellanmt st eine selbstéandi ge Bundesoberbehdérde nmit dem Sitz in
Bonn. Es gehdrt zum Geschaftsbereich des Bundesm nisteriunms fiar Wrtschaft und
Arbeit.

(2) Die Entscheidungen des Bundeskartellants werden von den Beschlussabteil ungen
getroffen, die nach Bestimung des Bundesnministeriuns fur Wrtschaft und Arbeit
gebildet werden. Im Ubrigen regelt der Prasident die Verteilung und den Gang der
Ceschafte des Bundeskartellams durch eine Geschaftsordnung; sie bedarf der
Best 4t i gung durch das Bundesmi ni sterium fiur Wrtschaft und Arbeit.

(3) Die Beschlussabteilungen entscheiden in der Besetzung nit einem oder einer
Vor si t zenden und zwei Bei sitzenden.

(4) Vorsitzende und Beisitzende der Beschl ussabteil ungen missen Beante auf Lebenszeit
sein und di e Befé&hi gung zum Ri chteramt oder zum hdheren Verwal t ungsdi enst haben.

(5 Die Mtglieder des Bundeskartellants durfen weder ein Unternehnen innehaben oder
leiten noch durfen sie Mtglied des Vorstandes oder des Aufsichtsrates eines
Unt er nehnmens, eines Kartells oder einer Wrtschafts- oder Berufsvereinigung sein.

GWB § 52 Verdgffentlichung allgemeiner Weisungen

Soweit das Bundesministerium fir Wrtschaft wund Arbeit dem Bundeskartell ant
al I genmei ne Wei sungen fur den Erlass oder die Unterlassung von Verfigungen nach di esem
Gesetz erteilt, sind di ese Wi sungen i m Bundesanzei ger zu ver6ffentlichen.

GWB § 53 Tatigkeitsbericht

(1) Das Bundeskartellant veroffentlicht alle zwei Jahre einen Bericht Uuber seine
Tatigkeit sowie Uber die Lage und Entw cklung auf seinem Aufgabengebiet. In den
Bericht sind die allgeneinen Wisungen des Bundesninisteriums fir Wrtschaft und
Arbeit nach § 52 aufzunehnen. Es wveroffentlicht ferner fortlaufend seine
Verwal t ungsgr undsat ze.

(2) Die Bundesregierung leitet den Bericht des Bundeskartellans dem Bundestag
unverzuglich mt ihrer Stellungnahme zu.
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Dritter Teil Verfahren

Erster Abschnitt Verwaltungssachen

|. Verfahren vor den Kartellbehdrden

GWB § 54 Einleitung des Verfahrens, Beteiligte

(1) Die Kartellbehorde leitet ein Verfahren von Ants wegen oder auf Antrag ein. De
Kartel | behérde kann auf entsprechendes Ersuchen zum Schutz eines Beschwerdef ihrers
ein Verfahren von Ants wegen einleiten.

(2) An dem Verfahren vor der Kartell behdérde sind beteiligt,

1. wer die Einleitung eines Verfahrens beantragt hat;

2. Kartelle, Unternehnen, Wrtschafts- oder Berufsvereinigungen, gegen die
sich das Verfahren richtet;

3. Personen und Personenverei ni gungen, deren Interessen durch die
Ent schei dung erheblich berihrt werden und die die Kartell behérde auf ihren
Antrag zu dem Verfahren bei gel aden hat; Interessen der
Ver braucher zentral en und anderer Verbraucherverbéande, die nmt offentlichen
Mtteln gefdrdert werden, werden auch dann erheblich berihrt, wenn sich
di e Ent schei dung auf eine Vielzahl von Verbrauchern ausw rkt und dadurch
die Interessen der Verbraucher insgesant erheblich beridhrt werden

4. in den Fallen des § 37 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 auch der Veraulierer.

(3) An Verfahren vor obersten Landesbehdrden ist auch das Bundeskartellam beteiligt.

GWB § 55 Vorabentscheidung tber Zustandigkeit

(1) Macht ein Beteiligter die ortliche oder sachliche Unzustandigkeit der
Kartel | behérde geltend, so kann die Kartellbehdrde dber die Zustandigkeit vorab
entschei den. Die Verfigung kann selbstandig mt der Beschwerde angefochten werden;
di e Beschwerde hat aufschi ebende Wrkung.

(2) Hat ein Beteiligter die ortliche oder sachliche Unzustandigkeit der
Kartel | behérde nicht geltend gemacht, so kann eine Beschwerde nicht darauf gesttzt
wer den, dass die Kartell behdrde i hre Zustéandi gkeit zu Unrecht angenonmen hat.

GWB § 56 Anhorung, miindliche Verhandlung

(1) Die Kartell behdrde hat den Beteiligten Gel egenheit zur Stellungnahne zu geben.

(2) Vertretern der von dem Verfahren berlhrten Wrtschaftskreise kann die
Kartel | behérde in geeigneten Fallen Cel egenheit zur Stellungnahne geben.

(3) Auf Antrag eines Beteiligten oder von Ants wegen kann die Kartell behtrde eine
of fentliche nindliche Verhandl ung durchfuhren. Fur die Verhandl ung oder far einen
Teil davon ist die Ofentlichkeit auszuschlielen, wenn sie eine GCefahrdung der
of fentlichen O dnung, insbesondere der Staatssicherheit, oder die Gefahrdung eines
wi chtigen Geschéafts- oder Betriebsgehei misses besorgen |&sst. In den Fallen des § 42
hat das Bundesministerium fur Wrtschaft und Arbeit eine offentliche nmindliche
Ver handl ung durchzufuhren; mit Einverstandnis der Beteiligten kann ohne nindliche
Ver handl ung ent schi eden wer den.

(4) Die 88 45 und 46 des Verwal tungsverfahrensgeset zes si nd anzuwenden.

GWB § 57 Ermittlungen, Beweiserhebung

(1) Die Kartellbehtrde kann alle Ermittlungen fuhren und alle Beweise erheben, die
erforderlich sind.

(2) Fir den Beweis durch Augenschein, Zeugen und Sachverstandige sind § 372 Abs. 1,
88§ 376, 377, 378, 380 bis 387, 390, 395 bis 397, 398 Abs. 1, 88§ 401, 402, 404, 404a,
406 bis 409, 411 bis 414 der Zvilprozessordnung sinngemall anzuwenden; Haft darf
nicht verhangt werden. Fiar die Entscheidung Uber die Beschwerde ist das
oer | andesgeri cht zust andi g.
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(3) Uber die Zeugenaussage soll eine N ederschrift aufgenomen werden, die von dem
ermttelnden Mtglied der Kartell beh6rde und, wenn ein U kundsbeanter zugezogen ist,
auch von diesem zu unterschreiben ist. Die N ederschrift soll Ot und Tag der
Ver handl ung sowi e die Nanen der Mtw rkenden und Beteiligten ersehen | assen.

(4) Die N ederschrift ist dem Zeugen zur Genehmigung vorzul esen oder zur eigenen
Dur chsi cht vorzulegen. Die erteilte Genehmigung ist zu vermerken und von dem Zeugen
zu unterschreiben. Unterbleibt die Unterschrift, so ist der Gund hierflr anzugeben.
(5) Bei der Vernehmung von Sachverstandi gen sind di e Besti mungen der Absdtze 3 und 4
ent sprechend anzuwenden.

(6) Die Kartellbehorde kann das Amtsgericht um die Beeidigung von Zeugen ersuchen,
wenn sie die Beeidigung zur Herbeifuhrung einer wahrheitsgeniflen Aussage fur
notwendi g erachtet. Uber die Beeidi gung entscheidet das Cericht.

GWB § 58 Beschlagnahme

(1) Die Kartell behdorde kann Gegenstande, die als Beweisnmittel fiar die Ermttlung von
Bedeutung sein konnen, beschlagnahnen. Di e Beschlagnahnme ist dem davon Betroffenen
unver zlugli ch bekannt zu machen.

(2) Die Kartellbehdérde hat binnen drei Tagen die richterliche Bestéatigung des
Ant sgerichts, in dessen Bezirk die Beschl agnahne vorgenomen ist, nachzusuchen, wenn
bei der Beschl agnahme weder der davon Betroffene noch ein erwachsener Angehoriger
anwesend war oder wenn der Betroffene und im Falle seiner Abwesenheit ein erwachsener
Angehori ger des Betroffenen gegen di e Beschl agnahnme ausdricklich Wderspruch erhoben
hat .

(3) Der Betroffene kann gegen die Beschlagnahnme jederzeit die richterliche
Ent schei dung nachsuchen. Hieruber ist er zu bel ehren. Uber den Antrag entschei det das
nach Absatz 2 zustandi ge Cericht.

(4) Cegen die richterliche Entscheidung ist die Beschwerde zul d&ssig. Die 88 306 bis
310 und 311a der Strafprozessordnung gelten entsprechend.

GWB § 59 Auskunftsverlangen

(1) Soweit es zur Erfullung der in diesem Gesetz der Kartellbehdrde Uubertragenen
Auf gaben erforderlich ist, kann die Kartell behdrde bis zumEi ntritt der Bestandskraft
i hrer Entschei dung

1. von Unternehmen und Vereini gungen von Unternehmen Auskunft dber ihre
wi rtschaftlichen Verhaltni sse sowi e di e Herausgabe von Unterl agen
ver| angen; dies unfasst auch allgeneine Mrktstudi en, die der Einschatzung
oder Anal yse der Wettbewer bsbedi ngungen oder der Marktl age di enen und sich
i mBesitz des Unternehmens oder der Unternehnensvereini gung befi nden;

2. von Unternehnmen und Vereini gungen von Unt er nehmen Auskunft Uber die
wi rtschaftlichen Verhdaltnisse von nmit ihnen nach § 36 Abs. 2 verbundenen
Unt er nehmen sowi e di e Herausgabe von Unterl agen dieser Unternehnen
ver| angen, soweit sie die Informationen zur Verfigung haben oder soweit
sie auf Gund bestehender rechtlicher Verbindungen zur Beschaffung der
verl angten I nformationen lGber di e verbundenen Unternehnmen in der Lage
si nd;

3. bei Unternehnmen und Vereinigungen von Unt ernehmen innerhal b der Ublichen
CGeschaftszeiten die geschaftlichen Unterl agen ei nsehen und pruf en.

Gegenuber Wrtschafts- und Berufsvereinigungen gilt Satz 1 Nr. 1 und 3 entsprechend
hinsichtlich ihrer Tatigkeit, Satzung, Beschlisse sowie Anzahl und Nanmen der
Mtglieder, fur die die Beschlisse bestimt sind.

(2) Die Inhaber der Unternehnmen und ihre Vertretung, bei juristischen Personen,
Cesel I schaften und nicht rechtsfahigen Vereinen die nach Gesetz oder Satzung zur
Vertretung berufenen Personen sind verpflichtet, die verlangten Unterlagen
herauszugeben, die verlangten Auskunfte zu erteilen, die geschaftlichen Unterlagen
zur Einsichtnahne und Priafung vorzulegen und die Prifung dieser geschaftlichen
Unterl agen sowi e das Betreten von Ceschéaftsraumen und -grundsticken zu dul den.

(3) Personen, die von der Kartell behtérde mt der Vornahme von Prifungen beauftragt
wer den, dirfen die Raume der Unternehnmen und Vereini gungen von Unternehmen betreten.
Das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird i nsoweit eingeschréankt.

(4) Durchsuchungen kénnen nur auf Anordnung des Antsrichters, in dessen Bezirk die
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Durchsuchung erfol gen soll, vorgenommen werden. Auf die Anfechtung dieser Anordnung
finden die 88 306 bis 310 und 31la der Strafprozessordnung entsprechende Anwendung.
Bei Gefahr im Verzuge konnen die in Absatz 3 bezeichneten Personen wahrend der
CGeschaftszeit die erforderlichen Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung
vornehnen. An Ot und Stelle ist eine N ederschrift Uber die Durchsuchung und ihr
wesentliches Ergebnis aufzunehnmen, aus der sich, falls keine richterliche Anordnung
ergangen ist, auch die Tatsachen ergeben, die zur Annahne einer Gefahr im Verzuge
gef uhrt haben.

(5) Zur Auskunft Verpflichtete konnen die Auskunft auf solche Fragen verweigern,
deren Beantwortung sie sel bst oder Angehorige, die in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der
Zivil prozessordnung bezeichnet sind, der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder
ei nes Verfahrens nach dem Gesetz lber O dnungswi drigkeiten aussetzen wirde.

(6) Das Bundesministerium fir Wrtschaft und Arbeit oder die oberste Landesbehorde
fordern die Auskunft durch schriftliche Einzelverfigung, das Bundeskartellam fordert
sie durch Beschluss an. Darin sind die Rechtsgrundl age, der Gegenstand und der Zweck
des Auskunftsverlangens anzugeben und eine angenessene Frist zur Erteilung der
Auskunft zu besti mmen.

(7) Das Bundesministerium fur Wrtschaft und Arbeit oder die oberste Landesbehorde
ordnen die Pridfung durch schriftliche Einzelverfigung, das Bundeskartellant ordnet
sie durch Beschluss mit Zustinmung des Prasidenten an. 1In der Anordnung sind
Zei t punkt, Rechtsgrundl age, Gegenstand und Zweck der Prifung anzugeben.

GWB § 60 Einstweilige Anordnungen

Di e Kartell behdérde kann bis zur endgul ti gen Entschei dung Uber

1. eine Verfiugung nach 8 40 Abs. 2, 8 41 Abs. 3 oder einen Wderruf oder eine
Anderung ei ner Freigabe nach § 40 Abs. 3a,

2. eine Erlaubnis nach § 42 Abs. 1, ihren Wderruf oder ihre Anderung nach §
42 Abs. 2 Satz 2,

3. eine Verfligung nach § 26 Abs. 4, § 30 Abs. 3 oder § 34 Abs. 1

ei nstwei | i ge Anordnungen zur Regel ung ei nes einstweiligen Zustandes treffen

GWB § 61 Verfahrensabschluss, Begriindung der Verfigung, Zustellung

(1) Verfuigungen der Kartell behtérde sind zu begrinden und nmit einer Bel ehrung Uber das
zul assi ge Rechtsmttel den Beteiligten nach den Vorschriften des
Verwal t ungszust el | ungsgeset zes zuzustel | en. § 5 Abs. 4 des
Verwal t ungszust el | ungsgesetzes und § 178 Abs. 1 Nr. 2 der Zvilprozessordnung sind
auf Unternehnen sowie auf Auftraggeber im Sinn von 8§ 98 entsprechend anzuwenden.
Ver f igungen, di e gegenuber einem Unternehmen nit Sitz auferhal b des Gel tungsbereichs
di eses Gesetzes ergehen, stellt die Kartell behdrde der Person zu, die das Unternehnen
dem Bundeskartellant als zustellungsbevol | médchti gt benannt hat. Hat das Unternehnen
kei ne zustellungsbevol | machtigte Person benannt, so stellt die Kartellbehtérde die
Ver f igungen durch Bekannt machung i m Bundesanzei ger zu.

(2) Soweit ein Verfahren nicht nmit einer Verfigung abgeschlossen wird, die den
Beteiligten nach Absatz 1 zugestellt wrd, ist seine Beendigung den Beteiligten
schriftlich nmitzuteilen.

GWB § 62 Bekanntmachung von Verfigungen

Ver f ugungen der Kartellbehdérde nach § 30 Abs. 3, 88 32 bis 32b und 32d sind im
Bundesanzei ger oder im elektroni schen Bundesanzei ger bekannt zu nmachen.
Ent schei dungen nach 8 32c koénnen von der Kartell behtérde bekannt gemacht werden.

Il. Beschwerde

GWB § 63 Zulassigkeit, Zustandigkeit
(1) Gegen Verfugungen der Kartellbehtrde ist die Beschwerde zul &ssig. Sie kann auch
auf neue Tatsachen und Beweismittel gestitzt werden.

(2) Die Beschwerde steht den am Verfahren vor der Kartellbehorde Beteiligten (8 54
Abs. 2 und 3) zu.

(3) Die Beschwerde ist auch gegen die Unterlassung einer beantragten Verfilgung der
Kartel | behorde zul &ssig, auf deren Vornahne der Antragsteller ein Recht zu haben
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behauptet. Als Unterlassung gilt es auch, wenn die Kartell behérde den Antrag auf
Vor nahne der Verfigung ohne zurei chenden G und in angemessener Frist nicht beschi eden
hat. Die Unterlassung ist dann einer Ablehnung gl ei chzuachten.

(4) Uber die Beschwerde entscheidet ausschlieBlich das fir den Sitz der
Kartel | behdrde zustéandige Oberlandesgericht, in den Fallen der 88 35 bis 42
ausschlieBlich das fur den Sitz des Bundeskartellants zustéandi ge Oberl andesgericht,
und zwar auch dann, wenn sich die Beschwerde gegen eine Verfigung des
Bundesmi ni steriuns fur Wrtschaft und Arbeit richtet. 8§ 36 der Zvilprozessordnung
gilt entsprechend.

GWB § 64 Aufschiebende Wirkung

(1) Di e Beschwerde hat aufschi ebende Wrkung, soweit durch die angefochtene Verflgung
1. eine Verfiugung nach 8 32 in Verbindung mt den 88 19 bis 21 getroffen
wird; dies gilt nicht fur Verfligungen nach 8§ 32 in Verbindung nmt § 19
Abs. 4, die die missbrauchliche Ausnutzung ei ner markt beherrschenden
Stellung bei Elektrizitats- oder Gasversorgungsnetzen betreffen
2. eine Verfigung nach § 26 Abs. 4, 8 30 Abs. 3 oder & 34 Abs. 1 getroffen
oder
3. eine Erlaubnis nach § 42 Abs. 2 Satz 2 wi derrufen oder geéandert wird.

(2) Wrd eine Verfugung, durch die eine einstweilige Anordnung nach 8§ 60 getroffen
wur de, angefochten, so kann das Beschwerdegericht anordnen, dass die angefochtene
Verfugung ganz oder teilweise erst nach Abschluss des Beschwerdeverfahrens oder nach
Lei stung einer Sicherheit in Kraft tritt. D e Anordnung kann jederzeit aufgehoben
oder geandert werden.

(3) 8 60 gilt entsprechend fur das Verfahren vor dem Beschwerdegericht. Dies gilt
nicht fur die Falle des § 65.

GWB § 65 Anordnung der sofortigen Vollziehung

(1) Die Kartell behorde kann in den Fallen des 8§ 64 Abs. 1 die sofortige Vollziehung
der Verfigung anordnen, wenn dies im o6ffentlichen Interesse oder im Uberw egenden
Interesse eines Beteiligten geboten ist.

(2) Die Anordnung nach Absatz 1 kann bereits vor der Einreichung der Beschwerde
getrof fen werden.

(3) Auf Antrag kann das Beschwerdegericht die aufschiebende Wrkung ganz oder
teilweise w ederherstellen, wenn

1. die Voraussetzungen fir di e Anordnung nach Absatz 1 nicht vorgel egen haben
oder nicht nmehr vorliegen oder

2. ernstliche Zweifel an der Rechtnéafi gkeit der angefochtenen Verf lgung
best ehen oder

3. die Vollziehung fur den Betroffenen eine unbillige, nicht durch
Uberw egende of fentliche Interessen gebotene Harte zur Fol ge hatte.

In den Fallen, in denen die Beschwerde keine aufschiebende Wrkung hat, kann die
Kartel | behérde die Vollziehung aussetzen; die Aussetzung soll erfolgen, wenn die
Vor ausset zungen des Satzes 1 Nr. 3 vorliegen. Das Beschwerdegericht kann auf Antrag
di e auf schi ebende Wrkung ganz oder teilweise anordnen, wenn di e Voraussetzungen des
Satzes 1 Nr. 2 oder 3 vorliegen. Hat ein Dritter Beschwerde gegen ei ne Verfligung nach
§ 40 Abs. 2 eingelegt, ist der Antrag des Dritten auf Erlass einer Anordnung nach
Satz 3 nur zul assig, wenn dieser geltend macht, durch die Verfigung in seinen Rechten
verletzt zu sein.

(4) Der Antrag nach Absatz 3 Satz 1 oder 3 ist schon vor Einreichung der Beschwerde
zul 8ssig. Die Tatsachen, auf die der Antrag gestiutzt wird, sind vom Antragsteller
gl aubhaft zu machen. Ist die Verfigung i m Zeitpunkt der Entschei dung schon voll zogen,
kann das Gericht auch die Aufhebung der Vollziehung anordnen. Die Wederherstellung
und di e Anordnung der aufschi ebenden Wrkung kénnen von der Leistung einer Sicherheit
oder von anderen Auflagen abhéngi g gemacht werden. Sie kénnen auch befristet werden.

(5) Beschl iisse Uber Antrage nach Absatz 3 konnen jederzeit geandert oder aufgehoben
wer den.

GWB § 66 Frist und Form
(1) Die Beschwerde ist binnen einer Frist von einem Mnat bei der Kartell behorde,
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deren Verfligung angefochten wird, schriftlich einzureichen. Die Frist beginnt mt der
Zustel lung der Verfigung der Kartellbehorde. Wrd in den Fallen des § 36 Abs. 1
Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 42 gestellt, so beginnt die Frist fur die
Beschwer de gegen di e Verfligung des Bundeskartellanmts mt der Zustellung der Verflgung
des Bundesmnisteriuns fiar Wrtschaft und Arbeit. Es genligt, wenn die Beschwerde
i nnerhal b der Frist bei dem Beschwerdegericht eingeht.

(2) FErgeht auf einen Antrag keine Verfigung (8 63 Abs. 3 Satz 2), so ist die
Beschwerde an keine Frist gebunden.

(3) Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Mbonaten nach Zustellung der angefochtenen
Ver f igung zu begrinden. Im Fall des Absatzes 2 betragt die Frist einen Monat; sie
beginnt nmit der Einlegung der Beschwerde. Die Frist kann auf Antrag von dem oder der
Vorsi tzenden des Beschwerdegerichts verl angert werden.

(4) Di e Beschwerdebegrindung nmuss enthalten

1. die Erklarung, inwieweit die Verfligung angefochten und i hre Abanderung
oder Auf hebung beantragt wird,

2. di e Angabe der Tatsachen und Beweisnittel, auf die sich die Beschwerde
st Ut zt .

(5) Die Beschwerdeschrift und di e Beschwerdebegrindung niissen durch einen bei einem
deut schen GCericht zugel assenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein; dies gilt nicht far
Beschwer den der Kartell behorden.

GWB § 67 Beteiligte am Beschwerdeverfahren

(1) An dem Verfahren vor dem Beschwerdegericht sind beteiligt

1. der Beschwerdef ihrer,

2. die Kartell behdorde, deren Verfigung angefochten wrd,

3. Personen und Personenverei ni gungen, deren |Interessen durch die
Ent schei dung erheblich berihrt werden und die die Kartellbehorde auf ihren
Antrag zu dem Verfahren bei gel aden hat.

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen eine Verfligung einer obersten Landesbehorde,
i st auch das Bundeskartellant an dem Verfahren beteiligt.

GWB § 68 Anwaltszwang

Vor dem Beschwer degericht niissen die Beteiligten sich durch einen bei einem deutschen
Gericht zugel assenen Rechtsanwalt als Bevoll machtigten vertreten lassen. Die
Kart el | behérde kann sich durch ein Mtglied der Behdérde vertreten | assen.

GWB § 69 Mindliche Verhandlung

(1) Das Beschwerdegericht entscheidet Uber die Beschwerde auf Gund nindlicher
Verhandlung; mit Einverstandnis der Beteiligten kann ohne mindliche Verhandl ung
ent schi eden wer den.

(2) Si nd die Beteiligten in dem Ver handl ungsterm n trotz rechtzeitiger
Benachrichti gung nicht erschienen oder gehoérig vertreten, so kann gl ei chwohl in der
Sache verhandelt und entschi eden werden.

GWB § 70 Untersuchungsgrundsatz

(1) Das Beschwerdegericht erforscht den Sachverhalt von Ants wegen.

(2) Der oder die Vorsitzende hat darauf hinzuw rken, dass Fornfehler beseitigt,
unkl are Antrége erl autert, sachdienliche Antr&age gestellt, ungenigende tatséachliche
Angaben ergénzt, ferner alle fir die Feststellung und Beurteilung des Sachverhalts
wesent | i chen Erkl arungen abgegeben wer den.

(3) Das Beschwerdegericht kann den Beteiligten aufgeben, sich innerhalb einer zu
besti nmenden Frist (dber aufklarungsbedirftige Punkte zu &aullern, Beweismttel zu
bezeichnen und in ihren Hinden befindliche Urkunden sowi e andere Beweisnittel
vor zul egen. Bei Versaumung der Frist kann nach Lage der Sache ohne Bercksichtigung
der nicht beigebrachten Beweisnittel entschieden werden.

(4) Wrd die Anforderung nach § 59 Abs. 6 oder die Anordnung nach 8 59 Abs. 7 mt der
Beschwerde angefochten, hat die Kartellbehérde die tatsachlichen Anhaltspunkte
gl aubhaft zu machen. § 294 Abs. 1 der Zivilprozessordnung findet Anwendung. Eine
G aubhaftmachung ist nicht erforderlich, soweit 8§ 20 voraussetzt, dass kleine oder
mttlere Unternehmen von Unternehmen in der Wise abhangig sind, dass ausreichende
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und zurut bare Auswei chnigl i chkeiten ni cht bestehen.

GWB § 71 Beschwerdeentscheidung

(1) Das Beschwerdegericht entscheidet durch Beschluss nach seiner freien, aus dem
Gesantergebnis des Verfahrens gewonnenen Uberzeugung. Der Beschluss darf nur auf
Tat sachen und Beweisnmittel gestutzt werden, zu denen die Beteiligten sich &uBern
konnten. Das Beschwerdegericht kann hiervon abweichen, soweit Beigeladenen aus
wi chtigen G unden, insbesondere zur Wahrung von Betriebs- oder Geschaftsgehei mi ssen,
Akt enei nsicht nicht gewdhrt und der Akteninhalt aus diesen G inden auch nicht
vorgetragen worden ist. Dies gilt nicht fir solche Beigel adene, die an demstreitigen
Recht sverhaltnis derart beteiligt sind, dass die Entscheidung auch ihnen gegenuber
nur einheitlich ergehen kann.

(2) Halt das Beschwerdegericht die Verfligung der Kartell behtérde fir unzul &ssig oder
unbegr iindet, so hebt es sie auf. Hat sich die Verfligung vorher durch Zuricknahme oder
auf andere Weise erledigt, so spricht das Beschwerdegericht auf Antrag aus, dass die
Verfligung der Kartellbehdrde unzul dssig oder unbegrindet gewesen ist, wenn der
Beschwer def Ghrer ein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung hat.

(3) Hat sich eine Verfugung nach den 88 32 bis 32b oder § 32d wegen nachtréaglicher
Anderung der tatsachlichen Verhaltnisse oder auf andere Wise erledigt, so spricht
das Beschwerdegericht auf Antrag aus, ob, in welchem Unfang und bis zu welchem
Zei t punkt di e Verfigung begrindet gewesen ist.

(4) Halt das Beschwerdegericht die Ablehnung oder Unterlassung der Verfigung fur
unzul assi g oder unbegrindet, so spricht es die Verpflichtung der Kartell behtrde aus,
di e beantragte Verflgung vor zunehnen.

(5) Die Verfugung ist auch dann unzul assig oder unbegrindet, wenn die Kartell behorde
von ihrem Ernessen fehlsanen Gebrauch genmacht hat, insbesondere wenn sie die
geset zl i chen Grenzen des Ernmessens Uberschritten oder durch die Ernessensentschei dung
Sinn und Zweck di eses Gesetzes verletzt hat. Die Wirdi gung der gesanmtwirtschaftlichen
Lage und Entwi cklung ist hierbei der Nachprifung des Gerichts entzogen.

(6) Der Beschluss ist =zu begrinden und mt einer Rechtsmttelbelehrung den
Beteiligten zuzustellen.

GWB § 71a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehor

(1) Auf die Riuge eines durch eine gerichtliche Entscheidung beschwerten Beteiligten
i st das Verfahren fortzuf thren, wenn

1. ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehel f gegen di e Entschei dung
ni cht gegeben ist und
2. das Cericht den Anspruch dieses Beteiligten auf rechtliches Gehdr in
ent schei dungser hebl i cher Wi se verletzt hat.
CGegen eine der Entschei dung vorausgehende Ent schei dung findet die Rige nicht statt.

(2) Die Ruge ist innerhalb von zwei W-chen nach Kenntnis von der Verletzung des
rechtlichen Gehérs zu erheben; der Zeitpunkt der Kenntniserlangung ist glaubhaft zu
machen. Nach Abl auf eines Jahres seit Bekannt gabe der angegriffenen Entschei dung kann
di e Rige nicht nmehr erhoben werden. Formlos mtgeteilte Entschei dungen gelten mt dem
dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. Die Rige ist schriftlich oder
zur Niederschrift des Urkundsbeam en der Geschaftsstelle bei dem Gericht zu erheben,
dessen Entscheidung angegriffen wird. Die Rige nuss die angegriffene Entschei dung
bezei chnen und das Vorliegen der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 genannten Voraussetzungen
dar | egen.

(3) Den ilbrigen Beteiligten ist, soweit erforderlich, Gelegenheit zur Stellungnahnme
Zu geben.

(4) Ist die Rige nicht statthaft oder nicht in der gesetzlichen Form oder Frist
erhoben, so ist sie als unzulassig zu verwerfen. Ist die Rige unbegrindet, weist das
CGericht sie zuriuck. Die Entscheidung ergeht durch unanfechtbaren Beschluss. Der
Beschl uss sol | kurz begrindet werden.

(5) Ist die Rige begrindet, so hilft ihr das Gericht ab, indem es das Verfahren
fortfuhrt, soweit dies aufgrund der Rige geboten ist. Das Verfahren wird in die Lage
zur ickversetzt, in der es sich vor dem Schluss der mindlichen Verhandl ung befand. Im
schriftlichen Verfahren tritt an die Stelle des Schlusses der nindlichen Verhandl ung
der Zeitpunkt, bis zu dem Schriftsatze eingereicht werden kénnen. Fir den Ausspruch
des Gerichts ist 8§ 343 der Zivil prozessordnung anzuwenden.

(6) & 149 Abs. 1 Satz 2 der Verwal tungsgerichtsordnung ist entsprechend anzuwenden.
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GWB 8 72 Akteneinsicht

(1) Die in 8 67 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 bezeichneten Beteiligten kodnnen die
Akten des GCerichts einsehen und sich durch die Geschéaftsstelle auf ihre Kosten
Ausfertigungen, Auszige und Abschriften erteilen lassen. 8 299 Abs. 3 der
Zivil prozessordnung gilt entsprechend.

(2) Einsicht in Vorakten, Beiakten, CGutachten und Auskunfte ist nur mt Zustinmung
der Stellen zul dssig, denen die Akten gehdren oder die die AuBBerung eingeholt haben.
Di e Kartell behdérde hat die Zustimmung zur Einsicht in die ihr gehoérigen Unterlagen zu
versagen, soweit dies aus w chtigen G inden, insbesondere zur Wahrung von Betriebs-
oder Geschaftsgehei mmissen, geboten ist. Wrd die Einsicht abgelehnt oder ist sie
unzul 4ssig, durfen diese Unterlagen der Entscheidung nur insoweit zugrunde gelegt
werden, als ihr Inhalt vorgetragen worden ist. Das Beschwerdegericht kann die
O fenl egung von Tatsachen oder Beweismtteln, deren Geheinhaltung aus wichtigen
G iunden, insbesondere zur Wahrung von Betriebs- oder Geschéftsgehei nmmi ssen, verl angt
wi rd, nach Anh6érung des von der O fenlegung Betroffenen durch Beschluss anordnen,
soweit es fiur die Entscheidung auf diese Tatsachen oder Beweisnmittel ankommt, andere
MBgl i chkeiten der Sachaufkl & ung nicht bestehen und nach Abwagung all er Unstéande des
Ei nzelfalles die Bedeutung der Sache fir die Sicherung des Wettbewerbs das Interesse
des Betroffenen an der Geheimhaltung Uberw egt. Der Beschluss ist zu begrinden. In
dem Verfahren nach Satz 4 nuss sich der Betroffene nicht anwaltlich vertreten I assen.

(3) Den in 8 67 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Beteiligten kann das Beschwer degeri cht nach
Anhérung des Verflgungsberechti gt en Akt eneinsicht in glei chem Unfang gewdhren.

GWB § 73 Geltung von Vorschriften des GVG und der ZPO
Im Verfahren vor dem Beschwerdegericht gelten, soweit nichts anderes bestimt ist,
ent sprechend
1. die Vorschriften der 88 169 bis 197 des Gerichtsverfassungsgesetzes uber
Offentlichkeit, Sitzungspolizei, Gerichtssprache, Beratung und Abstinmung;
2. die Vorschriften der Zivilprozessordnung tber Ausschliellung und Abl ehnung
eines Richters, Uber Prozessbevol | nichtigte und Bei stande, uber die
Zustel lung von Ants wegen, Uber Ladungen, Termine und Fristen, Uber die
Anordnung des persoénlichen Erschei nens der Parteien, uber die Verbindung
mehrerer Prozesse, Uber die Erledigung des Zeugen- und
Sachver st andi genbewei ses sowi e Uber die sonstigen Arten des
Bewei sverfahrens, Uber die Wedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die
Ver sdaunung ei ner Frist.

I1l. Rechtsbeschwerde

GWB § 74 Zulassung, absolute Rechtsbeschwerdegriinde

(1) Gegen Beschlisse der Oberlandesgerichte findet die Rechtsbheschwerde an den
Bundesgeri cht shof statt, wenn das berl andesgericht die Rechtsbeschwerde zugel assen
hat .

(2) Die Rechtsbeschwerde ist zuzul assen, wenn

1. eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung zu entschei den ist oder

2. die Fortbhildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen
Recht sprechung ei ne Entschei dung des Bundesgerichtshofs erfordert.

(3) Uber die Zulassung oder Nichtzulassung der Rechtsbeschwerde ist in der
Ent schei dung des (berl andesgerichts zu befinden. Die N chtzul assung ist zu begrinden.

(4) Einer Zulassung zur Einlegung der Rechtsbeschwerde gegen Entscheidungen des
Beschwer degerichts bedarf es nicht, wenn einer der folgenden Mingel des Verfahrens
vorliegt und gerigt wrd:

1. wenn das beschlieBRBende CGericht nicht vorschriftsnifBig besetzt war,

2. wenn bei der Entscheidung ein Richter mtgew rkt hat, der von der Ausibung
des Richterantes kraft Gesetzes ausgeschl ossen oder wegen Besorgnis der
Bef angenheit nit Erfol g abgel ehnt war,

3. wenn einemBeteiligten das rechtliche Gehér versagt war,
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4. wenn ein Beteiligter imVerfahren nicht nach Vorschrift des Cesetzes
vertreten war, sofern er nicht der Fuhrung des Verfahrens ausdricklich
oder still schwei gend zugesti mt hat,

5. wenn di e Entschei dung auf G und einer mindlichen Verhandl ung ergangen i st,
bei der die Vorschriften tUber die Offentlichkeit des Verfahrens verl et zt
wor den sind, oder

6. wenn die Entscheidung nicht mt Ginden versehen ist.

GWB § 75 Nichtzulassungsbeschwerde

(1) D e Ni cht zul assung der Recht sheschwer de kann sel bstandi g durch
Ni cht zul assungsbeschwer de angef ocht en werden.

(2) Uber die Nichtzul assungsbheschwerde entscheidet der Bundesgerichtshof durch
Beschl uss, der zu begrunden ist. Der Beschluss kann ohne nindliche Verhandl ung
er gehen.

(3) Die Nichtzul assungsbeschwerde ist binnen einer Frist von einem Mnat schriftlich
bei dem Cberl andesgericht einzulegen. Die Frist beginnt nmit der Zustellung der
angef ocht enen Ent schei dung.

(4) Fur die Nichtzul assungsbeschwerde gelten § 64 Abs. 1 und 2, §8 66 Abs. 3, 4 Nr. 1
und Abs. 5, 88 67, 68, 72 und 73 Nr. 2 dieses Cesetzes sowie die 88§ 192 bis 197 des
Cericht sverfassungsgeset zes Uber die Beratung und Absti mung entsprechend. Fir den
Erl ass einstweiliger Anordnungen ist das Beschwerdegericht zustandig.

(5) Wrd die Rechtsbeschwerde nicht zugelassen, so wrd die Entscheidung des
(berl andesgerichts mt der Zustellung des Beschlusses des Bundesgerichtshofs
rechtskraftig. Wrd die Rechtsbeschwerde zugel assen, so beginnt mt der Zustellung
des Beschl usses des Bundesgerichtshofs der Lauf der Beschwerdefrist.

GWB § 76 Beschwerdeberechtigte, Form und Frist

(1) Die Rechtsbeschwerde steht der Kartell behdrde sowi e den am Beschwerdeverfahren
Beteiligten zu.

(2) Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf gestitzt werden, dass die Entschei dung auf
ei ner Verletzung des Rechts beruht; die 8§ 546, 547 der Zivil prozessordnung gelten
entsprechend. Die Rechtsbeschwerde kann nicht darauf gestitzt werden, dass die
Kartel | behorde unter Verletzung des 8§ 48 ihre Zustandigkeit zu Unrecht angenonmen
hat .

(3) Die Rechtsbeschwerde ist binnen einer Frist von einem Mnat schriftlich bei dem
oer | andesgericht einzulegen. Die Frist beginnt mt der Zustellung der angefochtenen
Ent schei dung.

(4) Der Bundesgerichtshof ist an die in der angefochtenen Entschei dung getroffenen
tat sdchl i chen Feststellungen gebunden, aufler wenn in Bezug auf diese Feststellungen
zul assi ge und begrindet e Recht sbeschwerdegriinde vorgebracht sind.

(5) Fir die Rechtsbeschwerde gelten imUbrigen § 64 Abs. 1 und 2, § 66 Abs. 3, 4 Nr.
1 und Abs. 5, 88 67 bis 69, 71 bis 73 entsprechend. Fur den Erlass einstweiliger
Anor dnungen i st das Beschwerdegeri cht zustandig.

IV. Gemeinsame Bestimmungen

GWB § 77 Beteiligtenfahigkeit

Fahig, am Verfahren vor der Kartell behdérde, am Beschwerdeverfahren und am
Recht sbeschwer deverfahren beteiligt zu sein, sind auler natirlichen und juristischen
Per sonen auch ni chtrecht sf &hi ge Per sonenver ei ni gungen.

GWB § 78 Kostentragung und -festsetzung

I m Beschwerdeverfahren und im Rechtsbeschwerdeverfahren kann das GCericht anordnen,
dass die Kosten, die zur zweckentsprechenden Erledi gung der Angel egenheit notwendig
waren, von einem Beteiligten ganz oder teilweise zu erstatten sind, wenn dies der
Billigkeit entspricht. Hat ein Beteiligter Kosten durch ein unbegrindetes
Rechtsmittel oder durch grobes Verschulden veranlasst, so sind ihm die Kosten
auf zuerl egen. Im Ubrigen gelten die Vorschriften der Zivilprozessordnung uber das
Kost enf est set zungsver f ahr en und die Zwangsvol | streckung aus
Kost enf est set zungsbeschl Gissen ent sprechend.
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GWB § 79 Rechtsverordnungen

Das Nahere (Uber das Verfahren vor der Kartell behdorde bestimt die Bundesregierung
durch Rechtsverordnung, die der Zustimung des Bundesrates bedarf.

GWB § 80 Gebihrenpflichtige Handlungen

(1) I'm Verfahren vor der Kartell behorde werden Kosten (Gebihren und Ausl agen) zur
Deckung des Verwal t ungsauf wandes erhoben. Gebuhrenpflichtig sind (gebihrenpflichtige
Handl ungen)
1. Annel dungen nach § 39 Abs. 1;
2. Amtshandl ungen auf Grund der 88 26, 30 Abs. 3, 88 32 bis 32d - auch in

Ver bi ndung nit den 88 50 bis 50b -, 88 36, 39, 40, 41, 42 und 60;
3. Erteilung von begl aubi gten Abschriften aus den Akten der Kartell behorde.
Daneben werden als Auslagen die Kosten der Veroéffentlichungen, der offentlichen
Bekannt machungen und von weiteren Ausfertigungen, Kopien und Auszigen sowie die in
ent sprechender Anwendung des Justizvergutungs- und -entschadi gungsgesetzes zu
zahl enden Betrage erhoben. Auf die CGebuhr fir die Freigabe oder Untersagung eines
Zusamrenschl usses nach § 36 Abs. 1 sind die Gebuhren fir die Anmeldung eines
Zusamenschl usses nach § 39 Abs. 1 anzurechnen
(2) Die Hohe der Gebihren bestimm sich nach dem personellen und sachlichen Aufwand
der Kartell behdrde unter Bericksichtigung der wirtschaftlichen Bedeutung, die der
CGegenstand der gebUhrenpflichtigen Handlung hat. Die Gebiuhrensatze durfen jedoch
ni cht Uber st ei gen
1. 50.000 Euro in den Fallen der 88 36, 39, 40, 41 Abs. 3 und 4 und § 42;
2. 25.000 Euro in den Fallen der 88 32 und 32b Abs. 1, 88 32d und 41 Abs. 2

Satz 1 und 2;

3. 7.500 Euro in den Fallen des § 32c;
4, 5.000 Euro in den Fallen des § 26 Abs. 1 und 2 und § 30 Abs. 3;
5. 17,50 Euro fiur die Erteilung begl aubigter Abschriften (Absatz 1 Nr. 3);
6. a) in den Fallen des 8 40 Abs. 3a auch in Verbindung nmit 8 41 Abs. 2 Satz
3 und 8 42 Abs. 2 Satz 2 den Betrag fur die Freistellung,
b) 250 Euro fur Verfigungen in Bezug auf Verei nbarungen oder Beschl Usse
der in 8§ 28 Abs. 1 bezeichneten Art,
c) imFalle des 8 26 Abs. 4 den Betrag fur die Entschei dung nach § 26
Abs. 1 (Nr. 4),
d) in den Fallen der 88 32a und 60 ein Funftel der Gebihr in der
Haupt sache.
I st der personelle oder sachliche Aufwand der Kartell beh6érde unter Beriucksichtigung
des wirtschaftlichen Werts der gebuhrenpflichtigen Handlung im Einzelfal

aulRer gewohnl i ch hoch, kann di e Gebuhr bis auf das Doppelte erhdht werden. Aus G Unden
der Billigkeit kann die unter Bericksichtigung der Satze 1 bis 3 ermttelte Gebihr
bis auf ein Zehntel erméfdi gt werden.

(3) Zur Abgeltung nehrfacher gleichartiger Antshandlungen oder gleichartiger
Annel dungen dessel ben Gebiihrenschul dners kénnen Pauschgebihrensatze, die den geringen
Unf ang des Verwal t ungsauf wandes ber tcksi chti gen, vorgesehen werden.

(4) GCebiuhren durfen nicht erhoben werden

1. fdr mindliche und schriftliche Auskinfte und Anregungen

2. wenn sie bei richtiger Behandl ung der Sache nicht entstanden waren

3. in den Fallen des &8 42, wenn di e vorangegangene Verflgung des
Bundeskartel | ants nach § 36 Abs. 1 aufgehoben worden ist.

(5) Wrd ein Antrag zurickgenomren, bevor darlber entschieden ist, so ist die Halfte
der Gebuhr zu entrichten. Das deiche gilt, wenn eine Anmeldung innerhalb von dre
Monat en nach Ei ngang bei der Kartell behodrde zurickgenomen wird.

(6) Kostenschul dner i st

1. in den Fallen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1, wer eine Annel dung ei ngereicht
hat ;

2. in den Fallen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2, wer durch einen Antrag oder
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ei ne Annel dung die Tatigkeit der Kartell behdrde veranl asst hat, oder
derjeni ge, gegen den eine Verfigung der Kartell behtrde ergangen ist;

3. in den Fallen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 3, wer die Herstellung der
Abschriften veranl asst hat.

Kost enschul dner ist auch, wer die Zahlung der Kosten durch eine vor der
Kartel | behérde abgegebene oder ihr mtgeteilte Erkl aung tUbernomen hat oder wer fir
di e Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. Mehrere Kostenschul dner haften
al s Gesant schul dner.

(7) Der Anspruch auf Zahlung der GeblUhren verjahrt in vier Jahren nach der
Cebuhr enf est set zung. Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen verjahrt in vier Jahren
nach i hrer Entstehung.

(8) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustinmung
des Bundesrates bedarf, die GeblUhrensédtze wund die Erhebung der GCeblhren vom
Kost enschul dner in Durchfihrung der Vorschriften der Absédtze 1 bis 6 sowie die
Erstattung von Auslagen nach Absatz 1 Satz 3 zu regeln. Sie kann dabei auch
Vorschriften Uber die Kostenbefreiung von juristischen Personen des offentlichen
Rechts, Uber die Verjahrung sowi e Uber di e Kostenerhebung treffen

(9) Durch Rechtsverordnung der Bundesregierung, die der Zustimung des Bundesrates
bedarf, wird das Nahere Uber die FErstattung der durch das Verfahren vor der
Kart el | behtérde ent st ehenden Kosten nach den G undséatzen des 8 78 bestimt.

Zweiter Abschnitt Bu3geldverfahren

GWB 8§ 81 BuRRgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen den Vertrag zur G Undung der Europdischen
Genei nschaft in der Fassung der Bekannt machung vom 24. Dezenber 2002 (ABl. EG Nr. C
325 S. 33) verstoft, indemer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen Artikel 81 Abs. 1 eine Vereinbarung trifft, einen Beschluss fasst
oder Ver hal t enswei sen auf ei nander abstimmt oder
2. entgegen Artikel 82 Satz 1 eine beherrschende Stellung m ssbrauchlich
ausnut zt .
(2) Ordnungswi drig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
1. einer Vorschrift der 88 1, 19 Abs. 1, § 20 Abs. 1, auch in Verbindung mt
Abs. 2 Satz 1, § 20 Abs. 3 Satz 1, auch in Verbindung nmt Satz 2, § 20
Abs. 4 Satz 1 oder Abs. 6, 8 21 Abs. 3 oder 4 oder 8 41 Abs. 1 Satz 1 Uber
das Verbot einer dort genannten Vereinbarung, eines dort genannten
Beschl usses, einer aufeinander abgesti mten Verhal t enswei se, der
nm ssbrauchl i chen Ausnutzung ei ner markt beherrschenden Stell ung, einer
Mar kt st el | ung oder ei ner Uberl egenen Marktnmacht, einer unbilligen
Behi nderung oder unterschiedlichen Behandl ung, der Abl ehnung der Aufnahne
ei nes Unt ernehnens, der Auslbung eines Zwangs, der Zufigung ei nes
wirtschaftlichen Nachteils oder des Vol |l zugs ei nes Zusamenschl usses
zuwi der handel t,
2. einer vollziehbaren Anordnung nach
a) 8§ 30 Abs. 3, §8 32 Abs. 1, 8 32a Abs. 1, § 32b Abs. 1 Satz 1 oder § 41
Abs. 4 Nr. 2, auch in Verbindung mt § 40 Abs. 3a Satz 2, auch in
Ver bi ndung nmit 8 41 Abs. 2 Satz 3 oder 8§ 42 Abs. 2 Satz 2, oder 8§ 60
oder
b) 8§ 39 Abs. 5
zuwi der handel t,
3. entgegen 8§ 39 Abs. 1 eine Vereinbarung oder einen Zusamenschl uss nicht
richtig oder nicht vollstéandi g annel det,
4. entgegen 8 39 Abs. 6 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollstandig
oder nicht rechtzeitig erstattet,
5. einer vollziehbaren Auflage nach § 40 Abs. 3 Satz 1 oder § 42 Abs. 2 Satz
1 zuwi der handel t oder
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6. entgegen 8§ 59 Abs. 2 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstéandig
oder nicht rechtzeitig erteilt, Unterlagen nicht, nicht vollstandi g oder
ni cht rechtzeitig herausgi bt, geschéaftliche Unterlagen nicht, nicht
vol | st andi g oder nicht rechtzeitig zur Einsichtnahne und Prifung vorl egt
oder die Prufung di eser geschaftlichen Unterlagen sowi e das Betreten von
Geschaft sraunen und -grundstidcken nicht dul det.

(3) Ordnungswi dri g handelt, wer

1. entgegen 8§ 21 Abs. 1 zu einer Liefersperre oder Bezugssperre auffordert,

2. entgegen 8§ 21 Abs. 2 einen Nachteil androht oder zuflgt oder einen Vortei
verspricht oder gewdhrt oder

3. entgegen § 24 Abs. 4 Satz 3 oder § 39 Abs. 3 Satz 5 ei ne Angabe macht oder
benut zt .

(4) Die Odnungswi drigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1, des Absatzes 2 Nr. 1, 2
Buchstabe a und Nr. 5 und des Absatzes 3 nmit einer Celdbule bis zu einer MIIlion Euro
geahndet werden. Wrd in diesen Fallen eine Gel dbuRe gegen ein Unternehmen oder eine
Unt er nehmensver ei ni gung  ver hangt, so darf die GeldbuBe fur jedes an der
Zuwi der handl ung beteiligte Unternehnen oder jede beteiligte Unternehnensvereini gung
Uber Satz 1 hinaus 10 vom Hundert seines bzw. ihres jeweiligen im vorausgegangenen
Geschaftsjahr erzielten Gesamtunsatzes nicht Ubersteigen. In den Ubrigen Fallen kann
die Ordnungswidrigkeit mt einer Gel dbuRBe bis zu hunderttausend Euro geahndet werden.
Bei der Festsetzung der Hohe der GCel dbule ist sowohl die Schwere der Zuwi derhandl ung
al s auch deren Dauer zu bericksichti gen.

(5) Bei der Zunessung der GeldbuRBe findet 8 17 Abs. 4 des GCesetzes Uber
Ordnungswi drigkeiten mt der MaBgabe Anwendung, dass der wirtschaftliche Vorteil, der
aus der Odnungswidrigkeit gezogen wirde, durch die GeldbuRe nach Absatz 4
abgeschopft werden kann. Dient die GeldbuRe allein der Ahndung, ist dies bei der
Zumessung ent sprechend zu bertcksi chti gen.

(6) |Im Bullgel dbescheid festgesetzte GCeldbullen gegen juristische Personen und
Per sonenver ei ni gungen sind zu verzinsen; die Verzinsung beginnt zwei W ochen nach
Zustel lung des BuBgel dbescheides. 8§ 288 Abs. 1 Satz 2 und 8§ 289 Satz 1 des
Birgerlichen Gesetzbuchs sind entsprechend anzuwenden.

(7) Das Bundeskartellam kann allgeneine Verwaltungsgrundsatze Uber die Ausibung
seines Ernessens bei der Benessung der GeldbuRe auch fir die Zusammenarbeit nit
ausl andi schen Wett bewer bsbehdrden festl egen.

(8) Die Verjahrung der Verfol gung von Ordnungswi drigkeiten nach den Absé&tzen 1 bis 3
richtet sich nach den Vorschriften des Gesetzes Uber O dnungswi drigkeiten auch dann,
wenn die Tat durch Verbreiten von Druckschriften begangen wird. Die Verfol gung der
Orﬁnungswi drigkeiten nach Absatz 1, Absatz 2 Nr. 1 und Absatz 3 verjahrt in finf
Jahr en.

(9) | st die Konmmi ssi on der Eur opéai schen Genei nschaft oder si nd die
Wt t bewer bsbehdrden anderer M tgliedstaaten der Europai schen Geneinschaft auf G und
ei ner Beschwerde oder von Ants wegen nmit einem Verfahren wegen ei nes Verstoles gegen
Artikel 81 oder 82 des Vertrages zur G iundung der Europdai schen Geneinschaft gegen
di esel be Vereinbarung, denselben Beschluss oder dieselbe Verhaltensweise wie die
Kartel | behorde befasst, wird fur Ordnungswi drigkeiten nach Absatz 1 die Verjahrung
durch die den § 33 Abs. 1 des Gesetzes uber O-dnungswi drigkeiten entsprechenden
Handl ungen di eser Wt t bewer bsbehdrden unt er br ochen.

(10) Verwal tungsbeh6rde im Sinne des § 36 Abs. 1 N. 1 des GCesetzes lUber
O dnungswi drigkeiten ist die nach 8§ 48, auch in Verbindung nmit 8 49 Abs. 3 und 4,
oder 8§ 50 zust andi ge Behorde.

GWB § 82 Zustandigkeit fur Verfahren wegen der Festsetzung einer Geldbul3e gegen eine juristische Person oder
Personenvereinigung

Die Kartell behtrde ist fur Verfahren wegen der Festsetzung ei ner Gel dbuBe gegen eine
juristische Per son oder Per sonenver ei ni gung (8 30 des Geset zes uber
Ordnungswi dri gkeiten) in Fallen ausschlielllich zustéandig, denen

1. eine Straftat, die auch den Tatbestand des § 81 Abs. 1, 2 Nr. 1 und Absatz
3 verwirklicht, oder

2. eine vorsatzliche oder fahrl assige O dnungswi drigkeit nach § 130 des
CGeset zes Uber Ordnungswi drigkeiten, bei der eine nit Strafe bedrohte
Pflichtverletzung auch den Tatbestand des § 81 Abs. 1, 2 Nr. 1 und Absatz
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3 verwirklicht,

zugrunde liegt. Dies gilt nicht, wenn die Beh6érde das § 30 des GCesetzes uber
Ordnungswi dri gkeiten betreffende Verfahren an di e Staatsanwal tschaft abgibt.

GWB § 82a Befugnisse und Zustandigkeiten im gerichtlichen Bul3geldverfahren

(1) Imgerichtlichen Bullgel dverfahren kann dem Vertreter der Kartell beh6érde gestattet
wer den, Fragen an Betroffene, Zeugen und Sachverstandi ge zu richten.

(2) Sofern das Bundeskartellam als Verwaltungsbehdérde des Vorverfahrens tatig war,
erfolgt die Vollstreckung der GeldbuBe und des Geldbetrages, dessen Verfall
angeordnet wurde, durch das Bundeskartellam als Vollstreckungsbehérde auf G und
ei ner von dem Urkundsbeant en der Geschaftsstelle des Gerichts zu erteilenden, mt der
Beschei ni gung der Vol | streckbarkei t ver sehenen begl aubi gt en Abschri ft der
Urteilsfornel ent sprechend den Vorschriften uber die Vol | streckung von
BuRgel dbeschei den. Di e CGel dbulRen und di e Cel dbetré&ge, deren Verfall angeordnet wurde,
flieRBen der Bundeskasse zu, die auch die der Staatskasse auferlegten Kosten trégt.

GWB § 83 Zustéandigkeit des OLG im gerichtlichen Verfahren

(1) I'm gerichtlichen Verfahren wegen einer Odnungsw drigkeit nach § 81 entscheidet
das verl andesgericht, in dessen Bezirk die zustandi ge Kartell beh6rde ihren Sitz hat;
es entscheidet auch dber einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung (8 62 des
Ceset zes Uber Ordnungswi drigkeiten) in den Fallen des § 52 Abs. 2 Satz 3 und des § 69
Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes Uber O dnungswidrigkeiten. § 140 Abs. 1 Nr. 1 der
Straf prozessordnung in  Verbindung mit § 46  Abs. 1 des GCesetzes Uber
O dnungswi dri gkeiten findet keine Anwendung.

(2) Das berlandesgericht entscheidet in der Besetzung von drei Mtgliedern nit
Ei nschl uss des vorsitzenden Mtglieds.

GWB § 84 Rechtsbeschwerde zum BGH

Uber die Rechtsbeschwerde (8 79 des Cesetzes Uber O dnungswi drigkeiten) entscheidet
der Bundesgerichtshof. Hebt er die angefochtene Entschei dung auf, ohne in der Sache
sel bst zu entscheiden, so verweist er die Sache an das Oberlandesgericht, dessen
Ent schei dung auf gehoben wird, zuruck.

GWB § 85 Wiederaufnahmeverfahren gegen Buf3geldbescheid

I m W eder auf nahnmever f ahren gegen den BuR3gel dbescheid der Kartell behérde (8 85 Abs. 4
des Gesetzes Uber Ordnungsw dri gkeiten) entschei det das nach § 83 zustandi ge Gericht.

GWB § 86 Gerichtliche Entscheidungen bei der Vollstreckung

Di e bei der Vollstreckung notwendi g werdenden gerichtlichen Entschei dungen (8§ 104 des
Ceset zes Uber O dnungsw drigkeiten) werden von dem nach § 83 zustandigen GCericht
erl assen.

Dritter Abschnitt Vollstreckung

GWB § 86a Vollstreckung

Die Kartellbehérde kann ihre Anordnungen nach den fur die Vollstreckung von
Verwal t ungsmalBnahnen geltenden Vorschriften durchsetzen. Die Hohe des Zwangsgel des
betragt m ndestens 1.000 Euro und héchstens 10 MI1ionen Euro.

Vierter Abschnitt Biirgerliche Rechtsstreitigkeiten

GWB § 87 Ausschliel3liche Zusténdigkeit der Landgerichte

(1) Fur biurgerliche Rechtsstreitigkeiten, die die Anwendung dieses Gesetzes, des
Artikels 81 oder 82 des Vertrages zur G undung der Europdi schen Genei nschaft oder des
Artikels 53 oder 54 des Abkommens Uber den Européai schen Wrtschaftsraum betreffen,
sind ohne Ricksicht auf den Wert des Streitgegenstands die Landgerichte
ausschliellich zustéandig. Satz 1 gilt auch, wenn di e Entschei dung ei nes Rechtsstreits
ganz oder teilweise von einer Entscheidung, die nach diesem Gesetz zu treffen ist,
oder von der Anwendbarkeit des Artikels 81 oder 82 des Vertrages zur G Undung der
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Eur opai schen GCeneinschaft oder des Artikels 53 oder 54 des Abkommens uber den
Eur opai schen Wrtschaftsraum abhdngt. Satz 1 gilt nicht fir Rechtsstreitigkeiten aus
den in § 69 des Fiunften Buches Sozial gesetzbuch genannten Rechtsbezi ehungen, auch
soweit hierdurch Rechte Dritter betroffen sind.

(2) Die Rechtsstreitigkeiten sind Handel ssachen im Sinne der 88 93 bis 114 des
Geri cht sver fassungsgeset zes.

GWB § 88 Klageverbindung

Mt der Kl age nach § 87 Abs. 1 kann die Kl age wegen ei nes anderen Anspruchs verbunden
werden, wenn dieser imrechtlichen oder unmittel baren wirtschaftlichen Zusamenhang
mt dem Anspruch steht, der bei dem nach § 87 zustéandigen CGericht geltend zu machen
ist; dies gilt auch dann, wenn fir die Kl age wegen des anderen Anspruchs eine
ausschl i el3l i che Zust andi gkeit gegeben i st.

GWB § 89 Zustandigkeit eines Landgerichts fiir mehrere Gerichtsbezirke

(1) Die Landesregierungen werden ermichtigt, durch Rechtsverordnung birgerliche
Rechtsstreitigkeiten, fir die nach 8 87 ausschlieRRlich die Landgerichte zustandig
sind, einem Landgericht fir die Bezirke nmehrerer Landgerichte zuzuweisen, wenn eine
sol che Zusammenfassung der Rechtspflege in Kartellsachen, insbesondere der Sicherung
einer einheitlichen Rechtsprechung, dienlich ist. Die Landesregierungen kénnen die
Er nachti gung auf di e Landesjustizverwal tungen ubertragen.

(2) Durch Staatsvertrage zw schen Landern kann die Zustéandi gkeit eines Landgerichts
fiar einzel ne Bezirke oder das gesanmte Gebiet nehrerer Lander begrindet werden.

(3) Die Parteien kdonnen sich vor den nach den Absdtzen 1 und 2 bestinmten Gerichten
auch anwal tlich durch Personen vertreten | assen, die bei dem Cericht zugel assen sind,
vor das der Rechtsstreit ohne die Regel ung nach den Abséatzen 1 und 2 gehdren wirde.

GWB § 89a Streitwertanpassung

(1) Macht in einer Rechtsstreitigkeit, in der ein Anspruch nach § 33 oder § 34a
gel tend gemacht wird, eine Partei glaubhaft, dass die Belastung nit den Prozesskosten
nach dem vollen Streitwert ihre wirtschaftliche Lage erheblich gefahrden wirde, so
kann das Cericht auf ihren Antrag anordnen, dass die Verpflichtung dieser Partei zur
Zahl ung von Geri chtskosten sich nach einemihrer Wrtschaftslage angepassten Teil des
Streitwerts bemisst. Das Gericht kann di e Anordnung davon abhangi g nmachen, dass die
Partei glaubhaft nmacht, dass die von ihr zu tragenden Kosten des Rechtsstreits weder
unm ttel bar noch mttel bar von einemDritten Ubernonmen werden. Di e Anordnung hat zur
Fol ge, dass die begiunstigte Partei die Gebihren ihres Rechtsanwalts ebenfalls nur
nach diesem Teil des Streitwerts zu entrichten hat. Soweit ihr Kosten des
Rechtsstreits auferlegt werden oder soweit sie diese uUberninmm, hat sie die von dem
Cegner entrichteten Gerichtsgebihren und di e Gebiuhren seines Rechtsanwalts nur nach
dem Teil des Streitwerts zu erstatten. Soweit die aulergerichtlichen Kosten dem
Gegner auferlegt oder von ihm Udbernonmmen werden, kann der Rechtsanwalt der
beglinstigten Partei seine GCebihren von dem Gegner nach dem fiur diesen geltenden
Streitwert beitreiben.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 kann vor der Geschaftsstelle des GCerichts zur
Ni ederschrift erklart werden. Er ist vor der Verhandl ung zur Hauptsache anzubri ngen.
Danach ist er nur zul dssig, wenn der angenommene oder festgesetzte Streitwert spater
durch das Gericht heraufgesetzt wird. Vor der Entscheidung uUber den Antrag ist der
CGegner zu horen.

Funfter Abschnitt Gemeinsame Bestimmungen

GWB § 90 Benachrichtigung und Beteiligung der Kartellbehdrden

(1) Das Bundeskartellant ist Uber alle Rechtsstreitigkeiten nach 8 87 Abs. 1 durch
das Cericht zu unterrichten. Das Gericht hat dem Bundeskartellanmt auf Verlangen
Abschriften von allen Schriftsatzen, Protokollen, Verfigungen und Entschei dungen zu
Ubersenden. Die Sédtze 1 und 2 gelten entsprechend in sonstigen Rechtsstreitigkeiten,
die die Anwendung des Artikels 81 oder 82 des Vertrages zur G undung der Europai schen
Genei nschaft betreffen.

(2) Der Prasident des Bundeskartellants kann, wenn er es zur Wahrung des oOffentlichen
Interesses als angenessen erachtet, aus den Mtgliedern des Bundeskartellants und,
wenn der Rechtsstreit eines der in 8 29 bezeichneten Unternehmen betrifft, auch aus
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den Mtgliedern der zustandigen Aufsichtsbehdérde, eine Vertretung bestellen, die
befugt 1ist, dem Gericht schriftliche Erklarungen abzugeben, auf Tatsachen und
Bewei smittel hinzuwei sen, den Termni nen bei zuwohnen, in ihnen Ausfihrungen zu nachen
und Fragen an Parteien, Zeugen und Sachverstandige zu richten. Schriftliche
Er kl &rungen der vertretenden Person sind den Parteien von dem Gericht mtzuteilen.

(3) Reicht die Bedeutung des Rechtsstreits nicht Uber das Cebiet eines Landes hinaus,
so tritt i mRahnen des Absatzes 1 Satz 2 und des Absatzes 2 di e oberste Landesbehdrde
an die Stelle des Bundeskartel |l ants.

(4) Die Absdtze 1 und 2 gelten entsprechend fir Rechtsstreitigkeiten, die die
Durchset zung ei nes nach & 30 gebundenen Preises gegeniber einem gebundenen Abnehmer
oder ei nem anderen Unternehnmen zum Gegenst and haben.

GWB § 90a Zusammenarbeit der Gerichte mit der Kommission der Européischen Gemeinschaft und den
Kartellbehérden

(1) In allen gerichtlichen Verfahren, in denen der Artikel 81 oder 82 des Vertrages
zur G undung der Européischen Geneinschaft zur Anwendung kommt, dbermittelt das
Gericht der Komm ssion der Europai schen Geneinschaft Uber das Bundeskartellant eine
Abschrift jeder Entscheidung unverziglich nach deren Zustellung an die Parteien. Das
Bundeskartellanmt darf der Komm ssion der Européischen Geneinschaft die Unterlagen
Ubernmitteln, die es nach § 90 Abs. 1 Satz 2 erhalten hat.

(2) Die Konmi ssion der Europai schen CGenei nschaft kann in Verfahren nach Absatz 1 aus
eigener Initiative dem Gericht schriftliche Stellungnahmen Ubermtteln. Das Cericht
Ubermittelt der Kommission der Europdischen Geneinschaft alle zur Beurteilung des
Falls notwendi gen Schriftsticke einschlielBslich der Kopien aller Schriftsitze sow e
der Abschriften aller Protokolle, Verfigungen und Entschei dungen, wenn diese darum
nach Artikel 15 Abs. 3 Satz 5 der Verordnung (EG Nr. 1/2003 ersucht. § 4b Abs. 5 und
6 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend. Das Gericht Ubernmittelt dem
Bundeskartellant und den Parteien eine Kopie einer Stellungnahme der Komni ssion der
Eur opdi schen Geneinschaft nach Artikel 15 Abs. 3 Satz 3 der Verordnung (EG Nr.
1/2003. Die Kommssion der Europaischen Geneinschaft kann in der nindlichen
Ver handl ung auch niindli ch Stellung nehnen.

(3) Das Gericht kann in Verfahren nach Absatz 1 die Konmi ssion der Européischen
Genei nschaft um die Ubermittlung ihr vor | i egender I nformati onen  oder um
Stel l ungnahmen zu Fragen bitten, die die Anwendung des Artikels 81 oder 82 des
Vertrages zur Gundung der Europai schen Geneinschaft betreffen. Das GCericht
unterrichtet die Parteien Uber ein Ersuchen nach Satz 1 und Ubernittelt diesen und
dem Bundeskartellant eine Kopie der Antwort der Konmission der Européaischen
CGenei nschaft.

(4) In den Fallen der Absatze 2 und 3 kann der Geschaftsverkehr zwi schen dem Geri cht
und der Komm ssion der Europai schen Geneinschaft auch Uber das Bundeskartell ant
erf ol gen.

GWB 8 91 Kartellsenat beim OLG

Bei den (berlandesgerichten wird ein Kartell senat gebildet. Er entscheidet Uber die
i hmgenél? 8 57 Abs. 2 Satz 2, § 63 Abs. 4, 88 83, 85 und 86 zugew esenen Recht ssachen
sowi e Uber die Berufung gegen Endurteile und die Beschwerde gegen sonstige
Ent schei dungen in birgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach 8 87 Abs. 1.

GWB § 92 Zustéandigkeit eines OLG oder des ObLG fiir mehrere Gerichtsbezirke in Verwaltungs- und
BulRRgeldsachen

(1) Sind in einem Land nehrere oerlandesgerichte errichtet, so koénnen die
Recht ssachen, fur die nach 8 57 Abs. 2 Satz 2, § 63 Abs. 4, 88 83, 85 und 86
ausschliel3lich di e Cberl andesgeri chte zustandi g sind, von den Landesregi erungen durch
Recht sverordnung einem oder einigen der (Oberlandesgerichte oder dem Qbersten
Landesgeri cht zugew esen werden, wenn eine sol che Zusamenfassung der Rechtspflege in
Kartel | sachen, insbesondere der Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung
di enlich i st. D e Landesr egi er ungen kdnnen die Er micht i gung auf die
Landesj usti zverwal t ungen ubertragen

(2) Dur ch St aat svertrage ZwW schen Landern kann die Zustandi gkeit ei nes
oer | andesgeri chts oder Cbersten Landesgerichts fir einzel ne Bezirke oder das gesante
Cebi et nmehrerer Lander begrindet werden.

GWB § 93 Zustandigkeit fur Berufung und Beschwerde
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§ 92 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend fir die Entscheidung uUber die Berufung gegen
Endurteile und die Beschwerde gegen sonstige Entscheidungen in burgerlichen
Rechtsstreitigkeiten nach § 87 Abs. 1.

GWB § 94 Kartellsenat beim BGH

(1) Beim Bundesgerichtshof wrd ein Kartellsenat gebildet; er entscheidet UUber
fol gende Rechtsmittel:

1. in Verwal tungssachen lber die Rechtsbeschwerde gegen Entschei dungen der
Qoer | andesgerichte (88 74, 76) und uUber die N chtzul assungsbeschwerde (8§
75);

2. in Bul3gel dverfahren uber di e Rechtsbeschwerde gegen Entschei dungen der

Ober | andesgerichte (8§ 84);
3. in birgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach § 87 Abs. 1
a) Uber die Revision einschlie3lich der Nichtzul assungsbeschwerde gegen
Endurteil e der Cberl andesgerichte,
b) Uber die Sprungrevision gegen Endurteil e der Landgerichte,
c) Uber die Rechtsbeschwerde gegen Beschl isse der Oberl andesgerichte in
den Fallen des § 574 Abs. 1 der Zivil prozessordnung.

(2) Der Kartellsenat gilt im Sinne des 8§ 132 des GCerichtsverfassungsgesetzes in
BuRgel dsachen als Strafsenat, in allen Ubrigen Sachen als Zivilsenat.

GWB § 95 Ausschlie3liche Zusténdigkeit

Di e Zustandi gkeit der nach diesem Gesetz zur Entscheidung berufenen Gerichte ist
ausschlieBlich.

GWB § 96
(weggefal | en)
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Vierter Teil Vergabe o6ffentlicher Auftrage

Erster Abschnitt Vergabeverfahren

GWB § 97 Allgemeine Grundsatze
(1) Ofentliche Auftraggeber beschaffen Waren, Bau- und Dienstleistungen nach MaRgabe
der fol genden Vorschriften i mWttbewerb und i m Wege transparenter Vergabeverfahren.

(2) Die Teilnehner an ei nem Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln, es sei denn,
eine Benachteiligung ist auf Gund dieses GCesetzes ausdricklich geboten oder
gestattet.

(3) Mttel standi sche Interessen sind vornehmich durch Teilung der Auftrage in Fach-
und Teill ose angenmessen zu bertcksi chtigen.

(4) Auftrage werden an fachkundige, |eistungsfahige und zuverl assige Unternehnen
vergeben; andere oder weitergehende Anforderungen dirfen an Auftragnehnmer nur
gestellt werden, wenn dies durch Bundes- oder Landesgesetz vorgesehen ist.

(5) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt.

(6) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mt Zustimrmung des
Bundesr at es nahere Besti mungen iber das bei der Vergabe einzuhaltende Verfahren zu
treffen, insbesondere Uber die Bekanntmachung, den Ablauf und die Arten der Vergabe,
uber die Auswahl und Prifung der Unternehmen und Angebote, dber den Abschluss des
Vertrages und sonstige Fragen des Vergabeverfahrens.

(7) Die Unternehnen haben Anspruch darauf, dass der Auftraggeber die Bestinmngen
Uber das Vergabeverfahren einhalt.

GWB § 98 Auftraggeber

O fentliche Auftraggeber im Sinne dieses Teils sind:

1. Gebietskdrperschaften sowi e deren Sonderver nbgen,

2. andere juristische Personen des offentlichen und des privaten Rechts, die

zu dem besonderen Zweck gegrindet wurden, im Al l geneininteresse |iegende

Auf gaben ni chtgewerblicher Art zu erfillen, wenn Stellen, die unter Nunmmer

1 oder 3 fallen, sie einzeln oder genei nsam durch Beteiligung oder auf

sonstige Wi se Uberw egend finanzieren oder Uber ihre Leitung die Aufsicht

ausiben oder nehr als die Halfte der Mtglieder eines ihrer zur

Geschéaft sf ihrung oder zur Aufsicht berufenen Organe bestimt haben. Das

G eiche gilt dann, wenn die Stelle, die einzeln oder gemeinsam mt anderen

di e Uberw egende Fi nanzi erung gewahrt oder die Mehrheit der Mtglieder

ei nes zur GCeschaftsfihrung oder Aufsicht berufenen Organs bestimt hat,

unter Satz 1 fallt,

Ver bande, deren Mtglieder unter Nunmer 1 oder 2 fallen,

4. natirliche oder juristische Personen des privaten Rechts, die auf dem
Cebi et der Trinkwasser- oder Energi eversorgung oder des Verkehrs oder der
Tel ekonmuni kation tatig sind, wenn diese Tatigkeiten auf der G undl age von
besonderen oder ausschliellli chen Rechten ausgelibt werden, die von einer
zust 4ndi gen Behor de gewahrt wurden, oder wenn Auftraggeber, die unter
Nunmrern 1 bis 3 fallen, auf diese Personen einzeln oder genei nsam ei nen
beherrschenden Ei nfl uss ausiiben kdnnen,

5. natdrliche oder juristische Personen des privaten Rechts in den Fallen, in
denen sie fur TiefbaunmaBnahnen, fir die Errichtung von Krankenhausern,
Sport-, Erholungs- oder Freizeiteinrichtungen, Schul-, Hochschul - oder
Ver wal t ungsgebauden oder fur damit in Verbindung stehende Di enstl ei stungen
und Ausl obungsverfahren von Stellen, die unter Nunmmern 1 bis 3 fallen,
Mttel erhalten, mt denen diese Vorhaben zu nehr als 50 vom Hundert
finanziert werden,

w
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6. natdrliche oder juristische Personen des privaten Rechts, die mt Stellen,
die unter Nunmern 1 bis 3 fallen, einen Vertrag uber die Erbringung von
Baul ei st ungen abgeschl ossen haben, bei dem die Cegenleistung fur die
Bauarbeiten statt in einer Vergutung in dem Recht auf Nutzung der
baul i chen Anl age, ggf. zuziglich der Zahlung ei nes Prei ses besteht,
hi nsichtlich der Auftrége an Dritte (Baukonzession).

GWB § 99 Offentliche Auftrage

(1) Ofentliche Auftrage sind entgeltliche Vertrage zwi schen offentlichen
Auf traggebern und Unternehnmen, die Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen zum CGegenstand
haben, und Ausl obungsverfahren, die zu Dienstleistungsauftragen fuhren sollen.

(2) Lieferauftrdge sind Vertrage zur Beschaffung von Waren, die insbesondere Kauf
oder Ratenkauf oder Leasing, Met- oder Pachtverhéltnisse mt oder ohne Kaufoption
betreffen. Die Vertrage kénnen auch Nebenl ei stungen unfassen.

(3) Bauauftrage sind Vertrage entweder udber die Ausfihrung oder die gleichzeitige
Pl anung und Ausf ihrung ei nes Bauvor habens oder ei nes Bauwerks, das Ergebnis von Tief-
oder Hochbauarbeiten ist und eine wirtschaftliche oder technische Funktion erfillen
soll, oder einer Bauleistung durch Dritte gemdall den vom Auftraggeber genannten
Er f or der ni ssen.

(4) Als Dienstleistungsauftrage gelten die Vertrage Uber Leistungen, die nicht unter
Absatz 2 oder 3 fallen und kei ne Ausl obungsverfahren sind.

(5) Auslobungsverfahren im Sinne dieses Teils sind nur sol che Auslobungsverfahren,
di e dem Auftraggeber auf G und vergl ei chender Beurteilung durch ein Preisgericht nit
oder ohne Verteilung von Preisen zu einem Plan verhelfen sollen.

(6) Ein offentlicher Auftrag, der sowohl den Einkauf von Waren als auch die
Beschaf fung von Di enstl ei stungen zum Gegenstand hat, gilt als Dienstleistungsauftrag,

wenn der Wert der Dienstleistungen den Wert der Waren ibersteigt. Ein offentlicher

Auftrag, der neben Dienstleistungen Baul ei stungen unfasst, die im Verhaltnis zum
Haupt gegenst and Nebenarbeiten sind, gilt als Dienstleistungsauftrag.

GWB § 100 Anwendungsbereich

(1) Dieser Teil gilt nur four Auftrége, welche die Auftragswerte erreichen oder
uber schreiten, die durch Recht sver or dnung nach § 127 f est gel egt sind
(Schwel | enwerte).

(2) Dieser Teil gilt nicht fur Arbeitsvertréage und far Auftréage,

a) die auf Grund eines international en Abkomrens i m Zusanmenhang mit der
Stati oni erung von Truppen vergeben werden und fir di e besondere
Ver f ahrensregel n gelten

b) die auf Gund eines international en Abkonmens zw schen der Bundesrepublik
Deut schl and und ei nem oder nmehreren Staaten, die nicht Vertragsparteien
des Uber ei nkonmens iiber den Européi schen Wrtschaftsraum sind, fir ein von
den Unterzei chnerstaaten genei nsam zu verw rkli chendes und zu tragendes
Projekt, fir das andere Verfahrensregeln gelten, vergeben werden;

c) die auf Grund des besonderen Verfahrens einer international en O ganisation
ver geben werden;

d) die in Ubereinstimung nit den Rechts- und Verwal tungsvorschriften in der
Bundesrepubl i k Deutschl and fur gehei merkl at werden oder deren Ausfihrung
nach di esen Vorschriften besondere SicherheitsnmalRinahnen erfordert oder
wenn der Schutz wesentlicher Interessen der Sicherheit des Staates es
gebi et et ;

e) di e dem Anwendungsberei ch des Artikels 296 Abs. 1 Buchstabe b des
Vertrages zur G undung der Europai schen Geneinschaft unterliegen

f) die von Auftraggebern, die auf dem CGebi et der Trinkwasser- oder
Ener gi eversorgung oder des Verkehrs oder der Tel ekommuni kation tatig sind,
nach MaRgabe naherer Besti nmung durch Rechtsverordnung nach § 127 auf dem
Gebi et vergeben werden, auf dem sie selbst tatig sind;

g) die an eine Person vergeben werden, die ihrerseits Auftraggeber nach § 98
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Nr. 1, 2 oder 3 ist und ein auf Gesetz oder Verordnung beruhendes
ausschli el i ches Recht zur Erbringung der Leistung hat;

h) (Uber Erwerb oder M etverhdl tni sse Uber oder Rechte an G undst icken oder
vor handenen Gebduden oder anderem unbewegli chen Vernbgen ungeachtet ihrer
Fi nanzi er ung;

i) Uber Dienstleistungen von verbundenen Unternehmen, die durch
Recht sverordnung nach § 127 naher bestimt werden, fir Auftraggeber, die
auf dem Gebi et der Trinkwasser- oder Energieversorgung oder des Verkehrs
oder der Tel ekonmuni kation tatig sind;

j) Uber die Ausstrahlung von Sendungen

k) Uber Fernsprechdi enstl eistungen, Tel exdienst, den beweglichen
Tel ef ondi enst, Funkrufdi enst und die Satellitenkomunikation

) Uber Schiedsgerichts- und Schlichtungsl ei stungen

m Uber finanzielle D enstleistungen i m Zusammenhang mt Ausgabe, Verkauf,
Ankauf oder Ubertragung von Wertpapi eren oder anderen Finanzi nstrumenten
sowi e Di enstlei stungen der Zentral banken

n) Uber Forschungs- und Entw ckl ungsdi enstl ei stungen, es sei denn, ihre
Er gebni sse werden ausschlielllich Ei gentum des Auftraggebers fir seinen
Gebrauch bei der Ausibung seiner eigenen Tatigkeit und die Dienstleistung
wi rd vol I standi g durch den Auftraggeber vergutet.

GWB § 101 Arten der Vergabe

(1) Die Vergabe von offentlichen Liefer-, Bau- und Dienstleistungsauftragen erfol gt
in offenen Verfahren, in nicht offenen Verfahren, in Verhandl ungsverfahren oder im
wet t bewer bl i chen Di al og.

(2) Ofene Verfahren sind Verfahren, in denen eine unbeschrankte Anzahl von
Unt er nehnmen offentlich zur Abgabe von Angeboten aufgefordert wrd.

(3) Bei nicht offenen Verfahren wird o6ffentlich zur Teil nahne, aus dem Bewerberkreis
sodann ei ne beschrankte Anzahl von Unternehnen zur Angebot sabgabe auf gefordert.

(4) Verhandl ungsverfahren sind Verfahren, bei denen sich der Auftraggeber mit oder
ohne vorherige offentliche Aufforderung zur Teilnahne an ausgewdhlte Unternehnen
wendet, ummnit einem oder nehreren Uber die Auftragsbedi ngungen zu verhandel n.

(5) Ein wettbewerblicher Dialog ist ein Verfahren zur Vergabe besonders konpl exer
Auftrage durch staatliche Auftraggeber. In diesem Verfahren erfolgen eine
Auf forderung zur Teilnahne und anschlieRend Verhandlungen mit ausgewahl t en
Unt er nehnen Uber alle Einzel heiten des Auftrags.

(6) Ofentliche Auftraggeber haben das offene Verfahren anzuwenden, es sei denn, auf
Grund di eses Cesetzes ist etwas anderes gestattet. Auftraggebern, die nur unter § 98
Nr. 4 fallen, stehen das offene Verfahren, das nicht offene Verfahren und das
Ver handl ungsverfahren nach i hrer Wahl zur Verf lgung.

Zweiter Abschnitt Nachprifungsverfahren

I. Nachprifungsbehorden

GWB § 102 Grundsatz

Unbeschadet der Prufungsniglichkeiten von Aufsichtsbehdrden und Vergabeprifstellen
unterliegt die Vergabe offentlicher Auftrage der Nachprifung durch die
Ver gabekamrer n.

GWB § 103 Vergabeprifstellen

(1) Der Bund und die Lander konnen Vergabeprifstellen einrichten, denen die
Uber prif ung der Einhaltung der von Auftraggebern im Sinne des 8 98 Nr. 1 bis 3
anzuwendenden Ver gabebesti mmungen obliegt. Sie koénnen auch bei den Fach- und
Recht sauf si cht sheh6ér den angesi edelt werden.

(2) Die Vergabepriufstelle priaft auf Antrag oder von Ants wegen di e Einhaltung der von
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den Auftraggebern im Sinne des 8§ 98 Nr. 1 bis 3 anzuwendenden Vergabevorschriften.
Sie kann die das Vergabeverfahren durchfihrende Stelle verpflichten, rechtsw drige
MaRBnahmen auf zuheben und rechtmaBige MaBnahnen zu treffen, diese Stellen und
Unt er nehmen bei der Anwendung der Vergabevorschriften beraten und streitschlichtend
tati g werden.

(3) Gegen eine Entschei dung der Vergabeprifstelle kann zur Wahrung von Rechten aus §
97 Abs. 7 nur die Vergabekammer angerufen werden. Die Pridfung durch die
Ver gabeprifstelle ist nicht Voraussetzung fir die Anrufung der Vergabekanmer.

GWB § 104 Vergabekammern

(1) Die Nachprufung der Vergabe offentlicher Auftrage nehmen die Vergabekanmern des
Bundes fiur die dem Bund zuzurechnenden Auftrage, die Vergabekamrern der Lander far
di e di esen zuzurechnenden Auftréage wahr.

(2) Rechte aus § 97 Abs. 7 sow e sonstige Anspriche gegen offentliche Auftraggeber,
die auf die Vornahne oder das Unterlassen einer Handlung in einem Vergabeverfahren
gerichtet sind, koénnen auler vor den Vergabepriufstellen nur vor den Vergabekanmern
und dem Beschwer degericht geltend gemacht werden. Die Zustéandi gkeit der ordentlichen
Cerichte fur die Geltendnachung von Schadensersat zanspriichen und die Befugni sse der
Kart el | behdrden bl ei ben unberdhrt.

GWB § 105 Besetzung, Unabhéngigkeit

(1) Die Vergabekamrern Uben ihre Tatigkeit im Rahmen der GCesetze unabhangig und in
ei gener Verantwortung aus.

(2) Die Vergabekammern entscheiden in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei
Bei sitzern, von denen einer ein ehrenantlicher Beisitzer ist. Der Vorsitzende und der
haupt antl i che Beisitzer missen Beante auf Lebenszeit mt der Befdahigung zum hdheren
Verwal t ungsdi enst oder vergleichbar fachkundige Angestellte sein. Der Vorsitzende
oder der hauptantliche Beisitzer missen di e Befé&ahigung zum Ri chterant haben; in der
Regel soll dies der Vorsitzende sein. Die Beisitzer sollen Uber grindliche Kenntnisse
des Vergabewesens, die ehrenantlichen Beisitzer auch uUber nehrjéahrige praktische
Er f ahrungen auf dem Gebi et des Vergabewesens verflgen.

(3) Die Kamrer kann das Verfahren dem Vorsitzenden oder dem hauptantlichen Beisitzer
ohne mindl i che Verhandl ung durch unanfechtbaren Beschl uss zur alleinigen Entschei dung
Ubertragen. Diese Ubertragung ist nur nbglich, sofern die Sache keine wesentlichen
Schwi erigkeiten in tatsachlicher oder rechtlicher Hinsicht aufweist und die
Ent schei dung ni cht von grundséatzlicher Bedeutung sein wird.

(4) Die Mtglieder der Kammrer werden fiur eine Antszeit von funf Jahren bestellt. Sie
ent schei den unabhéangi g und sind nur dem Gesetz unterworfen.

GWB § 106 Einrichtung, Organisation

(1) Der Bund richtet die erforderliche Anzahl von Vergabekammern beim
Bundeskartellant ein. Einrichtung und Besetzung der Vergabekamern sowie die
CGeschaftsverteilung bestimmt der Prasident des Bundeskartellants. Ehrenamliche
Bei sitzer und deren Stellvertreter ernennt er auf Vorschlag der Spitzenorgani sationen
der offentlich-rechtlichen Kamrern. Der Prasident des Bundeskartellants erlasst nach
Genehmi gung durch das Bundesm ni sterium fir Wrtschaft und Arbeit ei ne
Geschaftsordnung und veroéffentlicht diese i m Bundesanzei ger.

(2) Die Einrichtung, Organisation und Besetzung der in diesem Abschnitt genannten
Stell en (Nachprif ungsbehdrden) der Lander bestimen die nach Landesrecht zustandi gen
Stellen, nangels einer solchen Bestinmng die Landesregi erung, die die Ermichtigung
wei ter Ubertragen kann. Bei der Besetzung der Vergabekamrern rmuss gewdhrl ei stet sein,
dass mindestens ein Mtglied die Befahigung zum Richteramt besitzt und nach
MBgl i chkeit gridndliche Kenntnisse des Vergabewesens vorhanden sind. Die Lander kénnen
gernei nsame Nachpr 0f ungsbehdrden einri chten.

II. Verfahren vor der Vergabekammer

GWB § 107 Einleitung, Antrag

(1) Die Vergabekamrer |eitet ein Nachprifungsverfahren nur auf Antrag ein.

(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehnmen, das ein Interesse am Auftrag hat und eine
Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Abs. 7 durch N chtbeachtung von
Ver gabevorschriften geltend macht. Dabei ist darzul egen, dass dem Unternehnmen durch
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di e behauptete Verletzung der Vergabevorschriften ein Schaden entstanden ist oder zu
ent st ehen droht.

(3) Der Antrag ist unzul8ssig, soweit der Antragsteller den gerigten Verstof3 gegen
Ver gabevorschriften bereits im Vergabeverfahren erkannt und gegenuber dem
Auf traggeber nicht wunverzuglich gerigt hat. Der Antrag ist aulerdem unzul assig,
soweit VerstoRe gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntnachung erkennbar
sind, nicht spatestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur
Angebot sabgabe oder zur Bewerbung gegentber dem Auftraggeber gerigt werden.

GWB § 108 Form

(1) Der Antrag ist schriftlich bei der Vergabekammer ei nzureichen und unverziglich zu

begrinden. Er soll ein bestinmtes Begehren enthalten. Ein Antragsteller ohne Whnsitz

oder gewdhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Geschéaftsleitung im Geltungsbereich dieses

Seset zes hat einen Enpfangsbevoll nmachtigten im Celtungsbereich dieses Gesetzes zu
enennen.

(2) Die Begrundung mnuss die Bezeichnung des Antragsgegners, eine Beschreibung der

behaupteten Rechtsverletzung mit Sachverhaltsdarstellung und die Bezeichnung der

verflgbaren Beweismittel enthalten sowie darlegen, dass die Rige gegeniber dem

Quftraggeber erfolgt ist; sie soll, soweit bekannt, die sonstigen Beteiligten
enennen.

GWB § 109 Verfahrensbeteiligte, Beiladung

Ver fahrensbeteiligte sind der Antragsteller, der Auftraggeber und die Unternehnen,
deren Interessen durch die Entschei dung schwerw egend berhrt werden und di e deswegen
von der Vergabekammer bei gel aden worden sind. Die Entschei dung tber die Beil adung i st
unanf echt bar .

GWB § 110 Untersuchungsgrundsatz

(1) D e Vergabekamrer erforscht den Sachverhalt von Ants wegen. Sie achtet bei ihrer
gesam en Tatigkeit darauf, den Ablauf des Vergabeverfahrens nicht unangemessen zu
beei ntré&chti gen.

(2) Sofern er nicht offensichtlich unzul &ssig oder unbegrindet ist, stellt die
Ver gabekanmer den Antrag nach Ei ngang dem Auftraggeber zu und fordert bei ihm die
Akten an, die das Vergabeverfahren dokunentieren (Vergabeakten). Sofern eine
Ver gabeprifstelle ei ngeri cht et i st, Ubermttelt die Ver gabekanmmrer der
Ver gabeprifstelle eine Kopie des Antrags. Der Auftraggeber stellt die Vergabeakten
der Kammer sofort zur Verfigung. Die 88 57 bis 59 Abs. 1 bis 5 sowie § 61 gelten
ent sprechend.

GWB § 111 Akteneinsicht

(1) Die Beteiligten kdnnen die Akten bei der Vergabekamer einsehen und sich durch
di e Geschaftsstelle auf ihre Kosten Ausfertigungen, Auszige oder Abschriften erteilen
| assen.

(2) Die Vergabekammer hat die Einsicht in die Unterlagen zu versagen, soweit dies aus
wi chtigen G inden, insbesondere des Gehei nschutzes oder zur Whrung von Betriebs-
oder Geschaftsgehei mi ssen geboten ist.

(3) Jeder Beteiligte hat mt Ubersendung seiner Akten oder Stellungnahnen auf die in
Absatz 2 genannten Gehei mi sse hi nzuwei sen und diese in den Unterlagen entsprechend
kenntlich zu machen. Erfol gt dies nicht, kann di e Vergabekamrer von sei ner Zustinmung
auf Ei nsi cht ausgehen.

(4) Die Versagung der Akteneinsicht kann nur im Zusanmenhang nit der sofortigen
Beschwerde in der Hauptsache angegriffen werden.

GWB § 112 Mundliche Verhandlung

(1) Die Vergabekammer entscheidet auf Gund einer mindlichen Verhandl ung, die sich
auf einen Termn beschranken soll. Alle Beteiligten haben Celegenheit zur
Stel l ungnahme. Mt Zustimung der Beteiligten oder bei Unzul assigkeit oder bei
offgnsi chtlicher Unbegrindetheit des Antrags kann nach Lage der Akten entschieden
wer den.

(2) Auch wenn die Beteiligten in dem Verhandl ungstermi n nicht erschi enen oder nicht
ordnungsgenall vertreten sind, kann in der Sache verhandelt und entschi eden werden.
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GWB § 113 Beschleunigung

(1) Die Vergabekanmmer trifft und begrindet ihre Entscheidung schriftlich innerhalb
einer Frist von finf Wochen ab Ei ngang des Antrags. Bei besonderen tatséachlichen oder
rechtlichen Schwi erigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahnefall die Frist durch
Mtteilung an die Beteiligten umden erforderlichen Zeitraum verl angern. Er begrindet
di ese Verfuigung schriftlich.

(2) Die Beteiligten haben an der Aufklarung des Sachverhalts mitzuwi rken, w e es
einem auf Forderung und raschen Abschluss des Verfahrens bedachten Vorgehen
entspricht. Den Beteiligten kénnen Fristen gesetzt werden, nach deren Abl auf weiterer
Vortrag unbeachtet bl ei ben kann.

GWB § 114 Entscheidung der Vergabekammer

(1) Die Vergabekammer entscheidet, ob der Antragsteller in seinen Rechten verl etzt
ist und trifft die geeigneten MaRBnahnen, um eine Rechtsverletzung zu beseitigen und
ei ne Schadi gung der betroffenen Interessen zu verhindern. Sie ist an die Antrage
nicht gebunden und kann auch unabhédngig davon auf die Rechtnélligkeit des
Ver gabever f ahrens ei nwi rken.

(2) Ein bereits erteilter Zuschlag kann nicht aufgehoben werden. Hat sich das
Nachpr Gf ungsverfahren durch Erteilung des Zuschlags, durch Aufhebung oder durch
Ei nstellung des Vergabeverfahrens oder in sonstiger Wise erledigt, stellt die
Ver gabekanmer auf Antrag eines Beteiligten fest, ob eine Rechtsverletzung vorgel egen
hat. § 113 Abs. 1 gilt in diesemFall nicht.

(3) Die Entscheidung der Vergabekamrer ergeht durch Verwal tungsakt. Di e Vol | streckung
richtet si ch, auch gegen ei nen Hohei t strager, nach den
Verwal t ungsvol | streckungsgeset zen des Bundes und der Lander. § 61 gilt entsprechend.

GWB § 115 Aussetzung des Vergabeverfahrens

(1) Nach Zustellung eines Antrags auf Nachprifung an den Auftraggeber darf dieser vor
ei ner Entschei dung der Vergabekamer und dem Abl auf der Beschwerdefrist nach 8§ 117
Abs. 1 den Zuschlag nicht erteilen.

(2) Di e Vergabekamer kann dem Auftraggeber auf seinen Antrag gestatten, den Zuschl ag
nach Ablauf von zwei W chen seit Bekanntgabe dieser Entscheidung zu erteilen, wenn
unter Bericksichtigung aller nbglicherweise geschadigten Interessen sowie des
Interesses der Allgeneinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfahrens die
nachteili gen Fol gen einer Verzdgerung der Vergabe bis zum Abschl uss der Nachpr (f ung
die damt verbundenen Vorteile Uberw egen. Das Beschwerdegericht kann auf Antrag das
Verbot des Zuschlags nach Absatz 1 w ederherstellen; 8§ 114 Abs. 2 Satz 1 bleibt
unber dhrt. Wenn die Vergabekanmmer den Zuschlag nicht gestattet, kann das
Beschwer degeri cht auf Antrag des Auftraggebers unter den Voraussetzungen des Satzes 1
den sofortigen Zuschlag gestatten. Fir das Verfahren vor dem Beschwerdegericht gilt §
121 Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend. Eine sofortige Beschwerde nach § 116 Abs. 1 ist
gegen Entschei dungen der Vergabekanmer nach di esem Absatz nicht zul assig.

(3) Sind Rechte des Antragstellers aus 8§ 97 Abs. 7 im Vergabeverfahren auf andere
Weise als durch den drohenden Zuschlag gefadhrdet, kann die Kammer auf besonderen
Antrag mit weiteren vorl aufigen MBnahmen in das Vergabeverfahren eingreifen. Sie
| egt dabei den Beurteil ungsmal3sstab des Absatzes 2 Satz 1 zugrunde. Di ese Entschei dung
i st nicht sel bstandi g anfechtbar.

lll. Sofortige Beschwerde

GWB § 116 Zulassigkeit, Zustandigkeit

(1) CGegen Entschei dungen der Vergabekamrer ist die sofortige Beschwerde zul 4ssig. Sie
steht den am Verfahren vor der Vergabekanmer Beteiligten zu.

(2) Die sofortige Beschwerde ist auch zul assig, wenn die Vergabekamer Uber einen
Antrag auf Nachpridfung nicht innerhalb der Frist des § 113 Abs. 1 entschieden hat; in
diesemFall gilt der Antrag als abgel ehnt.

(3) Uber die sofortige Beschwerde entscheidet ausschlieRlich das fir den Sitz der
Ver gabekanmer zustandi ge oerl andesgericht. Bei den Oberlandesgerichten wird ein
Ver gabesenat gebi |l det.

(4) Rechtssachen nach den Abséatzen 1 und 2 kdnnen von den Landesregi erungen durch
Recht sverordnung anderen (Oberl andesgerichten oder dem Obersten Landesgericht
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zugewi esen  werden. Die Landesregierungen koénnen die FErnméchtigung auf die
Landesj usti zverwal t ungen ubertragen.

GWB § 117 Frist, Form

(1) Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wchen, die nmit der
Zustel lung der Entscheidung, im Fall des § 116 Abs. 2 nmit dem Ablauf der Frist
begi nnt, schriftlich bei dem Beschwerdegericht einzul egen.

(2) Die sofortige Beschwerde ist zugleich mt ihrer Einlegung zu begrinden. Die
Beschwer debegr iindung nuss ent hal ten:

1. die Erkléarung, inweweit die Entschei dung der Vergabekammer angefochten
und ei ne abwei chende Entschei dung beantragt wird,

2. die Angabe der Tatsachen und Beweisnmittel, auf die sich die Beschwerde
st Ut zt .

(3) Die Beschwerdeschrift nuss durch einen bei einem deutschen Gericht zugel assenen
Recht sanwal t unterzeichnet sein. Dies gilt nicht fir Beschwerden von juristischen
Personen des offentlichen Rechts.

(4) Mt der Einlegung der Beschwerde sind die anderen Beteiligten des Verfahrens vor
der Vergabekammer vom Beschwerdefihrer durch Ubermittlung einer Ausfertigung der
Beschwerdeschrift zu unterrichten.

GWB § 118 Wirkung

(1) Die sofortige Beschwerde hat aufschi ebende Wrkung gegeniber der Entschei dung der
Ver gabekanmer. Die aufschiebende Wrkung entféallt zwei Wechen nach Ablauf der
Beschwerdefrist. Hat die Vergabekanmrer den Antrag auf Nachprifung abgel ehnt, so kann
das Beschwerdegericht auf Antrag des Beschwerdef Uhrers di e aufschi ebende Wrkung bis
zur Entschei dung Uber di e Beschwerde verl &ngern.

(2) Bei seiner Entscheidung Uber den Antrag nach Absatz 1 Satz 3 bericksichtigt das
Cericht die Erfol gsaussichten der Beschwerde. Es |ehnt den Antrag ab, wenn unter
Ber iicksi chtigung aller mbglicherweise geschéadigten Interessen sowie des Interesses
der All geneinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfahrens die nachteiligen
Fol gen einer Verzégerung der Vergabe bis zur Entscheidung Uber die Beschwerde die
danmit verbundenen Vorteile uUberw egen.

(3) Hat die Vergabekanmer dem Antrag auf Nachprifung durch Untersagung des Zuschl ags
stattgegeben, so wunterbleibt dieser, solange nicht das Beschwerdegericht die
Ent schei dung der Vergabekamrer nach 8§ 121 oder 8§ 123 auf hebt.

GWB § 119 Beteiligte am Beschwerdeverfahren

An dem Verfahren vor dem Beschwerdegericht beteiligt sind die an dem Verfahren vor
der Vergabekamer Beteiligten.

GWB § 120 Verfahrensvorschriften

(1) Vor dem Beschwerdegericht missen sich die Beteiligten durch einen bei einem
deut schen Cericht zugel assenen Rechtsanwalt als Bevoll michtigten vertreten [assen.

Juristische Personen des offentlichen Rechts kdnnen sich durch Beante oder

Angestellte mt Befdahigung zum Richteram vertreten |assen.

(2) De 8 69, 70 Abs. 1 bis 3, 8 71 Abs. 1 und 6, 88 72, 73 mt Ausnahne der
Verwei sung auf § 227 Abs. 3 der Zivil prozessordnung, die 88 111 und 113 Abs. 2 Satz 1
fi nden ent sprechende Anwendung.

GWB § 121 Vorabentscheidung tber den Zuschlag

(1) Auf Antrag des Auftraggebers kann das GCericht wunter Berucksichtigung der
Er f ol gsaussi chten der sof orti gen Beschwer de den wei teren Fort gang des
Ver gabeverfahrens und den Zuschlag gestatten. Das GCericht kann den Zuschlag auch
gestatten, wenn unter Bericksichtigung aller nfglicherweise geschadigten |Interessen
sowi e des Interesses der Al 'l gerrei nhei t an einem raschen Abschluss des
Ver gabeverfahrens die nachteiligen Folgen einer Verzégerung der Vergabe bis zur
Ent schei dung Uber di e Beschwerde die damt verbundenen Vorteil e Uberw egen.

(2) Der Antrag ist schriftlich zu stellen und gleichzeitig zu begrinden. Die zur
Begrindung des Antrags vorzutragenden Tatsachen sowie der Gund far die
Ei | bedirftigkeit sind glaubhaft zu nachen. Bis zur Entscheidung Uber den Antrag kann
das Verfahren Uber die Beschwerde ausgesetzt werden.
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(3) Die Entscheidung ist wunverziglich |&angstens innerhalb von fidnf W chen nach
Ei ngang des Antrags zu treffen und zu begrinden; bei besonderen tatsachlichen oder
rechtlichen Schw erigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahnmefall die Frist durch
begrindete Mtteilung an die Beteiligten um den erforderlichen Zeitraum verl angern.
Di e Entschei dung kann ohne niindliche Verhandl ung ergehen. |hre Begrindung erl autert
Recht maRi gkeit oder Rechtswi drigkeit des Vergabeverfahrens. § 120 findet Anwendung.

(4) GCegen eine Entscheidung nach dieser Vorschrift ist ein Rechtsmittel nicht
zul assi g.

GWB § 122 Ende des Vergabeverfahrens nach Entscheidung des Beschwerdegerichts

Ist der Auftraggeber nit einem Antrag nach § 121 vor dem Beschwerdegericht
unterlegen, gilt das Vergabeverfahren nach Ablauf von zehn Tagen nach Zustellung der
Ent schei dung al s beendet, wenn der Auftraggeber nicht die Mlnahmen zur Herstellung
der Rechtnaligkeit des Verfahrens ergreift, die sich aus der Entscheidung ergeben;
das Verfahren darf nicht fortgefuhrt werden.

GWB § 123 Beschwerdeentscheidung

Halt das GCericht die Beschwerde fir begriundet, so hebt es die Entscheidung der
Ver gabekanmer auf. In diesem Fall entscheidet das Gericht in der Sache sel bst oder
spricht die Verpflichtung der Vergabekammer aus, wunter Bericksichtigung der
Recht sauf fassung des Gerichts Uber die Sache erneut zu entscheiden. Auf Antrag stellt
es fest, ob das Unternehnen, das die Nachpriufung beantragt hat, durch den
Auftraggeber in seinen Rechten verletzt ist. § 114 Abs. 2 gilt entsprechend.

GWB § 124 Bindungswirkung und Vorlagepflicht

(1) Wrd wegen eines VerstolBes gegen Vergabevorschriften Schadensersatz begehrt und
hat ein Verfahren vor der Vergabekamer stattgefunden, ist das ordentliche Gericht an
die bestandskréaftige Entscheidung der Vergabekamrer und die Entscheidung des
oer | andesgeri chts SOW e gegebenenfal I s des nach Absat z 2 anger uf enen
Bundesgeri cht shof s Uber di e Beschwerde gebunden.

(2) Wl ein oer | andesgeri cht von ei ner Ent schei dung ei nes ander en
oer | andesgerichts oder des Bundesgerichtshofs abweichen, so legt es die Sache dem
Bundesgeri cht shof vor . Der Bundesgeri cht shof ent schei det anstelle des

Qoer | andesgerichts. Die Vorlagepflicht gilt nicht im Verfahren nach § 118 Abs. 1 Satz
3 und nach § 121.

Dritter Abschnitt Sonstige Regelungen

GWB § 125 Schadensersatz bei Rechtsmissbrauch

(1) Erweist sich der Antrag nach 8 107 oder die sofortige Beschwerde nach 8§ 116 als
von Anfang an ungerechtfertigt, ist der Antragsteller oder der Beschwerdefdihrer
verpflichtet, dem Gegner und den Beteiligten den Schaden zu ersetzen, der ihnen durch
den M ssbrauch des Antrags- oder Beschwerderechts entstanden ist.

(2) Ein M ssbrauch ist es inshesondere,

1. die Aussetzung oder die weitere Aussetzung des Vergabeverfahrens durch
vorsatzlich oder grob fahrl assig vorgetragene fal sche Angaben zu erw rken;

2. die Uberprifung nmit dem Ziel zu beantragen, das Vergabeverfahren zu
behi ndern oder Konkurrenten zu schadi gen;

3. einen Antrag in der Absicht zu stellen, ihn spater gegen Geld oder andere
Vorteile zurickzunehmnen.

(3) Erweisen sich die von der Vergabekamrer entsprechend ei nem besonderen Antrag nach
8§ 115 Abs. 3 getroffenen vorl aufigen MBnahmen als von Anfang an ungerechtfertigt,
hat der Antragsteller dem Auftraggeber den aus der Vollziehung der angeordneten
MaBnahme ent st andenen Schaden zu ersetzen.

GWB § 126 Anspruch auf Ersatz des Vertrauensschadens

Hat der Auftraggeber gegen eine den Schutz von Unternehmen bezweckende Vorschrift
verstollen und hatte das Unternehnen ohne diesen Verstold bei der Wertung der Angebote
ei ne echte Chance gehabt, den Zuschlag zu erhalten, die aber durch den Rechtsverstofl3
beei ntréachtigt wurde, so kann das Unternehmen Schadensersatz fiur die Kosten der
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Vor bereitung des Angebots oder der Teilnahnme an einem Vergabeverfahren verlangen.
Wi terrei chende Anspriche auf Schadensersatz bl ei ben unberihrt.

GWB § 127 Erméachtigungen

Di e Bundesregi erung kann durch Rechtsverordnung nit Zustinmung des Bundesrates

Regel ungen erl assen

1. zur Umsetzung der Schwellenwerte der Richtlinien der Européi schen
CGenei nschaft Uber di e Koordini erung der Verfahren zur Vergabe o6ffentlicher
Auftréage in das deutsche Recht;

2. zur naheren Bestimung der Tatigkeiten auf dem Gebi ete der Trinkwasser-
und der Energieversorgung, des Verkehrs und der Tel ekommuni kati on, soweit
dies zur Erfallung von Verpflichtungen aus Richtlinien der Européi schen
Genei nschaft erforderlich ist;

3. zur né&heren Bestimung der verbundenen Unternehnen, auf deren
Di enst | ei stungen gegeniber Auftraggebern, die auf dem Gebiete der
Tri nkwasser- oder der Energieversorgung, des Verkehrs oder der
Tel ekonmruni kation téatig sind, nach den Richtlinien der Europai schen
Genei nschaft dieser Teil nicht anzuwenden i st;

4. zur naheren Bestimmung der Auftr&ge von Unternehmen der Trinkwasser- oder
der Energieversorgung, des Verkehrs oder der Tel ekonmuni kation, auf die
nach den Richtlinien der Europai schen Genei nschaft dieser Teil nicht
anzuwenden i st;

5. Uber di e genaue Abgrenzung der Zustandi gkeiten der Vergabekamrern von Bund
und Landern sow e der Vergabekanmern der Lander vonei nander

6. Uber ein Verfahren, nach dem 6ffentliche Auftraggeber durch unabhéngi ge
Pr uf er ei ne Beschei nigung erhalten kénnen, dass ihr Vergabeverhalten nit
den Regel n dieses Gesetzes und den auf Grund di eses Gesetzes erlassenen
Vorschriften ubereinstimt;

7. Uber den Korrekturnechani snus genmdf3 Kapitel 3 und ein freiwilliges
Streitschlichtungsverfahren der Europ&i schen Konmi ssion genél3 Kapitel 4

der Richtlinie 92/13/EWs des Rates der Europdi schen Genei nschaften vom 25.
Februar 1992 (ABI. EGN. L 76 S. 14);

8. Uber die Informationen, die von den Auftraggebern, den Vergabekanmmern und
den Beschwerdegerichten dem Bundesministeriumfiur Wrtschaft und Arbeit zu
Ubermtteln sind, um Verpflichtungen aus Richtlinien des Rates der
Eur opéi schen Genei nschaft zu erfillen.

GWB § 128 Kosten des Verfahrens vor der Vergabekammer

(1) Fdr Amtshandl ungen der Vergabekamrern werden Kosten (Gebihren und Ausl agen) zur
Deckung des Verwal tungsaufwandes erhoben. Das Verwal t ungskostengesetz fi ndet
Anwendung.

(2) Die Hohe der Gebihren bestimmt sich nach dem personellen und sachlichen Aufwand
der Vergabekammer unter Bericksichtigung der wrtschaftlichen Bedeutung des
CGegenst ands des Nachprifungsverfahrens. Die Geblhr betréagt mndestens 2.500 Euro;

di eser Betrag kann aus G iunden der Billigkeit bis auf ein Zehntel ermifl3igt werden
Die Gebihr soll den Betrag von 25.000 Euro nicht dberschreiten, kann aber im
Ei nzel fall, wenn der Aufwand oder die wirtschaftliche Bedeutung aul’ergewdhnlich hoch

sind, bis zu einem Betrag von 50. 000 Euro erhtht werden.

(3) Soweit ein Beteiligter im Verfahren unterliegt, hat er die Kosten zu tragen.
Mehrere Kostenschuldner haften als Gesantschuldner. Hat sich der Antrag vor
Ent schei dung der Vergabekammer durch Ricknahnme oder anderweitig erledigt, ist die
Hal fte der Geblihr zu entrichten. Aus G unden der Billigkeit kann von der Erhebung von
CGebuhren ganz oder teil weise abgesehen werden.

(4) Soweit die Anrufung der Vergabekanmer erfolgreich ist, oder dem Antrag durch die
Ver gabepr if stell e abgehol fen wird, findet eine Erstattung der zur zweckentsprechenden
Recht sverf ol gung not wendi gen Aufwendungen statt. Soweit ein Beteiligter im Verfahren
unterliegt, hat er die zur zweckent sprechenden Recht sver f ol gung oder
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Recht svertei di gung notwendi gen Auslagen des Antragsgegners zu tragen. 8§ 80 des
Verwal t ungsver f ahrensgeset zes und die ent sprechenden Vorschriften der
Verwal t ungsver f ahr ensgeset ze der Lander gelten entsprechend.

GWB § 129 Kosten der Vergabeprufstelle

Fir Ant shandl ungen der Vergabeprifstellen des Bundes, die Uber die im § 103 Abs. 2
Sat z 1 genannte Pruftatigkeit und die damt ver bundenen  MaBBnahnen  der
Ver gabepr if stel | en hi nausgehen, werden Kosten zur Deckung des Verwaltungsaufwandes
erhoben. § 128 gilt entsprechend. Die Gebuhr betré&agt 20 vom Hundert der M ndest gebihr
nach 8§ 128 Abs. 2; ist der Aufwand oder die wirtschaftliche Bedeutung im Einzelfall
auBer gewbhnl i ch hoch, kann di e GeblUhr bis zur Hohe der vollen M ndest geblihr angehoben

wer den.
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Funfter Teil Anwendungsbereich des Gesetzes

GWB § 130 Unternehmen der 6ffentlichen Hand, Geltungsbereich

(1) Dieses GCesetz findet auch Anwendung auf Unternehnen, die ganz oder teilweise im
Ei gentum der offentlichen Hand stehen oder die von ihr verwaltet oder betrieben
werden. Die Vorschriften des Ersten bis Dritten Teils dieses Gesetzes finden keine
Anwendung auf di e Deutsche Bundesbank und die Kreditanstalt fir W ederauf bau.

(2) Dieses Gesetz findet Anwendung auf alle Wettbewerbsbeschrankungen, die sich im
CGel tungsbereich  dieses Ceset zes auswi r ken, auch wenn sie auBerhalb des
CGel tungsberei chs di eses Gesetzes veranl asst werden.

(3) Die Vorschriften des Energiew rtschaftsgesetzes stehen der Anwendung der 8§ 19
und 20 nicht entgegen, soweit in 8 111 des Energiew rtschaftsgesetzes keine andere
Regel ung getroffen ist.
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Sechster Teil Ubergangs- und Schlussbestimmungen

GWB § 131 Ubergangsbestimmungen

(1) Freistellungen von Vereinbarungen und Beschl issen nach § 4 Abs. 2 und § 9 Abs. 3
Satz 1 und 4, Freistellungen von Lizenzvertragen nach § 17 Abs. 3 und Freistellungen
von Mttel standsenpfehlungen nach 8§ 22 Abs. 4 in der am 30. Juni 2005 geltenden
Fassung werden am 31. Dezenber 2007 unwirksam Bis dahin sind § 11 Abs. 1, 88 12 und
22 Abs. 6 in der am 30. Juni 2005 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(2) Verfigungen der Kartell behérde, durch die Vereinbarungen und Beschl isse nach § 10
Abs. 1 in der am 30. Juni 2005 geltenden Fassung freigestellt sind, werden am 31.
Dezenber 2007 unwirksam |Ist die Freistellungsverfigung der Kartell behdrde kurzer
befristet, bleibt es dabei. Bis zumin Satz 1 genannten Zeitpunkt sind 8§ 11 Abs. 1
und 8 12 in der am 30. Juni 2005 gel tenden Fassung weiter anzuwenden.

(3) Absatz 2 Satz 1 und 2 gilt entsprechend fur Verfigungen der Kartell behtérde, durch
die Wett bewerbsregeln nach § 26 Abs. 1 und 2 Satz 1 in der am 30. Juni 2005 geltenden
Fassung freigestellt sind.

(4) Auf einen Verstol3 gegen ei ne wettbewerbsrechtliche Vorschrift oder eine Verfigung
der Kartell behtérde, der bis zum 30. Juni 2005 begangen worden ist, ist anstelle der
88 34 und 34a nur 8§ 34 in der am 30. Juni 2005 geltenden Fassung anzuwenden.

(5) 8 82a Abs. 1 findet auf Verfahren Anwendung, in denen das Gericht bis zum
Inkrafttreten di eses Gesetzes noch keine niindliche Verhandlung termniert hat. § 82a
Abs. 2 gilt fur alle Uteile, die nach dem 30. Juni 2009 ergangen sind.

(6) Soweit sie die offentliche Versorgung mt Wasser regeln, sind die 88 103, 103a
und 105 sowie die auf sie verweisenden anderen Vorschriften des GCesetzes gegen
Wt t bewer bsbeschr ankungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Februar 1990
(B&BI. I S. 235), zuletzt geandert durch Artikel 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 26. August
1998 (B&BI. | S 2512), weiter anzuwenden. Das gilt insoweit auch fur die
Vorschriften, auf welche die genannten Vorschriften verwei sen.
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